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BEGRUNDUNG

zum Bebauungsplan Nr. 4537
fur das Gebiet ostlich der Kemptener Stralle,
sudlich der Kubinstrafl3e und nérdlich des Eichenlohleins — Herpersdorf Stid-West
in der Fassung vom 30.09.2008

PLANBERICHT

ALLGEMEINES:

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 14.07.1993 die férmliche Festlegung des stadtebauli-
chen Entwicklungsbereiches ,Nirnberg - Herpersdorf" als Satzung beschlossen. Sie umfasst
einerseits das Gebiet nérdlich der StralRe ,An der Radrunde" und 6stlich der Barlachstralle
(Herpersdorf-Nord) und andererseits das Gebiet dstlich der Kemptener StralRe, dstlich der
Réthestralle, beiderseits der KubinstraRe sowie ndérdlich und 6stlich des Eichenldhleins
(Herpersdorf-Sud). Die Umsetzung und Konkretisierung der stadtebaulichen Planungsziele
sollten im Rahmen der vorzeitigen Bebauungsplane Nr. 4340 A (Herpersdorf-Nord) und Nr.
4340 B (Herpersdorf-Sud) erfolgen. Die Aufstellung der Bebauungsplane basierte auf der
Grundlage des BauGB-MalinahmenG. Nachdem die Planungsziele im Wesentlichen nicht
den Darstellungen des Flachennutzungsplanes entsprachen, war der Flachennutzungsplan
im Wege der Berichtigung anzupassen. Der Bebauungsplan Nr. 4340 A ist seit dem
07.02.2001 rechtsverbindlich.

Rechtsgrundlage fir die Aufstellung eines Bebauungsplanes ist das Baugesetzbuch
(BauGB) und die aufgrund dieses Gesetzbuches erlassenen Vorschriften. Zustandig fur die
Aufstellung von Bebauungsplanen ist die Gemeinde. Das Verfahren selbst ist in den §§ 1 bis
10 BauGB geregelt.

Die mit dem Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 4537 — Herpersdorf Stid-West aufgeho-
benen Festsetzungen der Bebauungsplane Nr. 4009 (friherer Bebauungsplan Nr. 6 der
ehemaligen Gemeinde Worzeldorf) und Nr. 4502 (Teilbereiche sudlich der Kubinstralle) kdn-
nen in der Planbeilage ,Aufzuhebende Festsetzungen® eingesehen werden.

ANLASS ZUR AUFSTELLUNG — PLANUNGSZIELE:

Das im Bebauungsplan Nr. 4340 B beabsichtigte Planungsziel war die Schaffung der pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen fir die Realisierung von Geschosswohnungen sowie von
Familienheimen. Vor allem im Bereich beiderseits der Kubinstralte und in Verlangerung auf
den Flachen 6stlich des Eichenldhleins sah der Bebauungsplan eine massierte Geschoss-
bebauung teilweise mit einem gemeinsamen Garagenhaus (Parkdeck) und einer Tiefgarage
vor. Aufgrund der im Verfahren vorgebrachten Bedenken und Anregungen zur Planung, ins-
besondere aber wegen der veranderten Situation auf dem Wohnungsmarkt, wurde hier kon-
kret Anderungsbedarf hinsichtlich des Planungsrechtes gesehen. In Hinblick darauf hat der
Stadtplanungsausschuss in seiner Sitzung am 19.09.2002 das Bebauungsplan-Verfahren Nr.
4340 B in seiner Gesamtheit eingestellt und die Einleitung und Durchfiihrung des Bebau-
ungsplan-Verfahrens Nr. 4502 (rechtskraftig seit dem 22.03.2006) beschlossen. Dieser Be-
bauungsplan ist die 1. Planungs- bzw. Baustufe fir den sudlichen Bereich. Er umfasst die
Ostliche Halfte des stadtebaulichen Entwicklungsbereiches ,Nirnberg — Herpersdorf* stdlich
der Radrunde und setzt hier iUberwiegend Wohnbauflachen fur kleinere Hauseinheiten wie z.
B. Stadthausern, Reihen-, Doppel- und Einzelhdusern fest.

Um eine weitere zligige Vermarktung der restlichen Flachen der stadtebaulichen Entwick-
lungsmalinahme dstlich der Kemptener Stralle zu gewahrleisten, ist nunmehr das Bebau-
ungsplan-Verfahren Nr. 4537 mit den gleichen vorgenannten Rahmenbedingungen fur eine
Wohnbebauung und deren Erschliefung durchzufihren.



1.3.1.

1.3.1.1.

1.3.1.2.

1.3.1.3.

1.3.1.4.

STADTEBAULICHE SITUATION und GRUNDLAGEN DER PLANUNG
BESTANDSANALYSE

Lage im Stadtgebiet, Topographie

Das Planungsgebiet liegt im Sliden des Stadtgebietes im Ortsteil Herpersdorf - Gemarkung
Worzeldorf. Hier befindet es sich dstlich der Kemptener StralRe (Kr N 1), sudlich der Kubin-
stral’e und noérdlich des Eichenldhleins.

Das Bebauungsplangebiet umfasst insgesamt eine Flache von 6,55 ha. Im sudlichen Teil
des Planungsgebietes befindet sich der Grabenverlauf von Gaulnhofener- und Rétegraben.
Das Areal fallt von der Kubinstrafle nach Stdwesten um ca. 5 m zum Talraum des Gaulnho-
fener Grabens hin ab.

Der Morphologie entsprechend fliet das Grundwasser den Gelandetiefpunkten und den na-
turlichen Vorflutern zu.

Oberflachennahes Grundwasser (Stau-, Schichtwasser) ist z. T. bereits in Tiefen um 0,5 m
anzutreffen. In hdheren Lagen dirften Grundwasserflurabstande von ca. 3,0 m herrschen.

Art und Mal} der derzeitigen Nutzungen u. stadtebauliche Situation

Die noch unbebauten Grundstiicke im Planungsgebiet wurden bis vor einigen Jahren vor al-
lem im Auenbereich der Graben als Grinland bewirtschaftet. Zwischenzeitlich wurde die
landwirtschaftliche Nutzung in erheblichem Umfang (ca. 50%) aufgegeben. Noérdlich des
Planungsgebietes befinden sich eine I- und ll-geschossige Wohnbebauung aus Einfamilien-,
Doppel- und Reihenhausern sowie eine noch aktiv betriebene Hofstelle eines Landwirtes.
Infrastruktureinrichtungen sowie die zur Deckung des taglichen Bedarfes dienenden Laden
sind im Ortszentrum von Herpersdorf vorhanden.

Ostlich und stidlich des Neubaugebietes liegen Festsetzungen fiir eine Wohnbebauung ge-
mafR der rechtsverbindlichen Bebauungsplane Nr. 4502 und Nr. 4342 (Wohnbaugebiet Ei-
chenldhlein) vor. Die angrenzenden bzw. dazwischen liegenden landwirtschaftlich genutzten
Flachen innerhalb der stadtebaulichen EntwicklungsmaRnahme sollen im Sinne des Bun-
desnaturschutzgesetzes als griinordnerische Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen herange-
zogen werden.

Die Landschaft im Planungsgebiet ist typisch fur den Naturraum Reichelsdorfer Schotterter-
rasse und charakteristisch fur den Nurnberger Sitiden. Der landliche Raum ist durch einen
Wechsel aus Acker, Grunland, Waldparzellen sowie Graben gepragt. Um die dorflich ent-
standenen Ortschaften ist inzwischen ein mehr oder weniger zusammenhangendes, stadti-
sches Siedlungsband entstanden. Die Bedeutung des Gebietes fur die Erholungsnutzung ist

gering.
Verkehr/ Verkehrliche Erschlieung

Das Neubaugebiet kann einerseits Uber eine neue Trassenflihrung zwischen dem Eichenldh-
lein und der Kemptener Stral3e, andererseits Uber eine geplante Verbindungsstralle, wie sie
im Bebauungsplan Nr. 4502 festgesetzt ist, und weiter Uber die Réthe- und Kubinstral’e an
das innerstadtische und Uberortliche StralRenverkehrsnetz angebunden werden.

Der Anschluss an das offentliche Nahverkehrsnetz erfolgt durch die in der Stral’e "An der
Radrunde" verkehrenden Buslinien 51 und 52.

Naturliche Grundlagen: Vegetation (real), Fauna und Flora, Biotopausstattung, -funktion

Die ausfihrliche Bestandsanalyse wird im Rahmen der Griinordnung unter 1.4.6. abgehan-
delt.



1.3.1.5.

1.3.1.6.

1.3.2.

1.3.2.1.

Vorbelastungen: Boden, Altlasten, Lufthygiene, Larm

Boden/ Altlasten
Die Flachen im Plangebiet sind Uberwiegend unversiegelt und werden zum Teil noch land-
wirtschaftlich genutzt. Es finden sich verbreitet staunassebeeinflusste und — im Bereich der
Graben — grundwasserbeeinflusste Boden. Die Grundwasserndhe bedingt eine meist un-
glnstige Versickerungseignung. Kenntnisse uber Altlasten oder Altlastenverdachtsflachen
liegen nicht vor.

Lufthygiene/ Larmschutz

Zwischen dem aufderhalb des Plangebietes gelegenen, vorhandenen landswirtschaftlichen
Betrieb und der ndchsten Wohnbebauung liegt nur ein Abstand von ca. 50 m. Zurzeit wird al-
lerdings keine Tierhaltung, die zu (Geruchs-)Beeintrachtigungen fiihren kdnnte, betrieben.
Das Plangebiet grenzt im Westen an die Kemptener StralRe, die als Teil des Nurnberger
Hauptverkehrsstral3ennetzes mit ca. 4.000 Kfz in 16 Stunden (6.00-22.00 Uhr) belastet ist.

Denkmalschutz/ Bodendenkmaler

Innerhalb des Plangebietes befinden sich einige Verdachtsflachen fur Bodendenkmaler. Fur
sie gelten die Bestimmungen des BayDSchG. Durch archaologische Grabungen wurden
nicht nur Bodendenkmaler aus der Zeit zwischen ca. 950 v. Chr. und 800 v. Chr. sondern
auch Siedlungsspuren aus der Laténe- und Spatlaténezeit (c. 400 bis 50 v. Chr.) nachgewie-
sen. Bei den Bodendenkmalern handelt es sich um die im Boden verbliebenen Pfosten-
standspuren, Wand- und Palisadengraben und Siedlungs-/ Kellergruben einer ausgedehnten
Siedlung, die von den Agrarflachen sidlich des Eichenldhleins Uber eine Teilflache des Ei-
chenldhleins bis zum ndérdlichen Abschnitt der KubinstralRe reicht. Diese Besiedelung ist in
unterschiedlicher Intensitat die derzeit alteste groRflachig gesicherte Siedlung aus vorge-
schichtlicher Zeit im gesamten Nurnberger Stadtgebiet und einem weiten Umkreis. Die vor-
liegende Planung wurde unter weitgehender Bertcksichtigung der geschiutzten Bodendenk-
maler und in engster Abstimmung mit der Unteren Denkmalbehoérde erstellt, sodass keine
erheblichen nachteiligen Auswirkungen erwartet werden.

PLANERISCHE VORGABEN/ VORHANDENES PLANUNGSRECHT

Planungsrechtliche Vorgaben
Regionalplan Industrieregion Mittelfranken

Der Geltungsbereich des Bebauungsplan-Verfahrens Nr. 4537 liegt im gro3en Verdichtungs-
raum Nudrnberg/Furth/Erlangen. Auf der Grundlage des Regionalplans der Industrieregion
Mittelfranken soll der Verdichtungsraum als regionaler und Uberregionaler Bevolkerungs- und
Siedlungsschwerpunkt gestarkt und funktionsfahig erhalten werden (Ziel A 1l 3.1.1).
Hinsichtlich der Neuerrichtung von Wohnungen soll gemaf Regionalplan auf eine Verbesse-
rung der Wohnungsversorgung, insbesondere im Bereich des gemeinsamen Oberzentrums
Nurnberg/Furth/Erlangen hingewirkt werden (Ziel B 11 2.2).

Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (FNP)

Die Planungsziele sind aus dem Flachennutzungsplan entwickelt.

Darstellung im Flachennutzungsplan:

. Bauflachen: Wohnbauflache
. Freiflachen: Grinflache mit Wasserflache

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes stimmen mit den Darstellungen des Flachennut-
zungsplanes uberein. Somit sind die Voraussetzungen des § 8 Abs. 2 Baugesetzbuch
(BauGB), wonach Bebauungsplane aus dem Flachennutzungsplan zu entwickeln sind, als
gegeben anzusehen.



1.3.2.2.

Fachplanungsrecht
Naturschutz/ Wasserschutz

Teilflachen des Plangebietes liegen im Landschaftsschutzgebiet Nr. 12.

Teilbereiche des Roétegrabens und Gaulnhofener Grabens sind als Landschaftsbestandteile
(LB Nrn. 3.30 und 3.31) gesichert.

Die Gewasservegetation und die Feuchtgebiete im Bereich des Gaulnhofener Grabens und
des Rétegrabens sind sowohl in der Stadtbiotopkartierung (Nr. 392) als auch im Arten- und
Biotopschutzprogramm der Stadt Nirnberg (ABSP) als lokal bedeutsamer Lebensraum (Nr.
934) erfasst worden. Eine seggenreiche Nasswiese fallt unter den Schutz nach Art. 13 d
BayNatSchG. FFH oder SPA- Gebiete sind von der Planung nicht betroffen.

Hochwasserschutz

Im stdoéstlichen Bereich des Stadtgebiets von Nirnberg liegt das Einzugsgebiet des Gewas-
sersystems Entengraben (Gewasser lll. Ordnung), zu dem auch der Gaulnhofener Graben
mit seinen Nebenbachen Rétegraben und Ringelnatzgraben gehért. Der Gaulnhofener Gra-
ben entspringt auf einer H6he am Nordrand von Kornburg und flie3t nach Westen. Er ent-
wassert, zusammen mit seinen Nebenbachen, die weitrdumigen Wiesenflachen zwischen
Kornburg und Gaulnhofen/ Herpersdorf. Beiderseits der Kemptener Stral3e ist der Talraum
sehr flach ausgepragt und wird haufig Uberflutet, erkennbar u. a. an gréReren Schilfflachen.
Besonders an der Einmindung des Rdétegrabens hat sich eine ausgedehnte Gelandemulde
ausgebildet, vermutlich hervorgerufen durch das Aufeinandertreffen der Hochwasserwellen
der beiden Bache.

Da das Planungsgebiet auch diese Uberschwemmungsbedrohten Vorlandbereiche von
Gaulnhofener Graben und Rétegraben umfasst, wurde als Basis fiur das Bebauungsplanver-
fahren Nr. 4537 im Rahmen eines Gutachtens eine genauere Untersuchung der Hochwas-
serabflisse unterschiedlicher Jahrlichkeit mit Hilfe eines Niederschlag-Abfluss-Modells
durchgefinhrt.

Als Spitzenabfluss einer HQ100-Welle ergaben sich an der Stelle des Zusammenflusses flr
den Gaulnhofener Graben ca. 2,4 m3s, fur den Roétegraben (einschlieRlich Ringelnatzgra-
ben) ca. 3,57 m3¥/s. Beide Spitzenwerte ergeben sich fur ein Starkregenereignis von 1,5 bis 2
Stunden Dauer, allerdings tritt die Abflussspitze beim Gaulnhofener Graben etwas friher ein
als beim Roétegraben (nach 2,5 Std. bzw. 3 Std.). Grund dafir sind die héheren Rauheitsbei-
werte, die fur das System Roéte- und Ringelnatzgraben verwendet wurden (starke Verkrau-
tung, sehr kleine Durchlassdurchmesser, z. T. auch langere Verrohrungen).

Die hydraulischen Abflussbedingungen sind im engeren Untersuchungsgebiet insgesamt
stark beeintrachtigt.

Die Hochwasserberechnung zur Ermittlung des Uberschwemmungsgebietes (HQ100) des
Gewassersystems Entengraben hat ergeben, dass die urspriinglich vorgesehene Bebauung
im derzeitigen Uberschwemmungsgebiet des Gaulnhofener Grabens liegt.

Um eine Gefahrdung der urspriinglich geplanten Bebauung durch Uberflutung zu vermeiden,
wurden folgende wasserbaulichen Veranderungen am Gaulnhofener Graben untersucht:
- Erweiterung des Durchlasses Kemptener Stral3e auf 4 m Breite.
(Die Hohe der Durchlasséffnung wurde mit 1,20 m beibehalten.)
- Auflassen aller oberhalb liegenden Durchlasse.
Da der Bebauungsplan an den Stellen der Durchlasse z. T. die Querung von Ful3- oder
Radwegen vorsieht, bedeutet ,Auflassen” das Ersetzen der Durchldsse mit dartber lie-
gendem Fahrwegdamm durch Brickentrager mit ausreichendem Freibord.
Diese MaRnahmen waren geeignet gewesen, eine hochwasserbedingte Uberflutung tiber die
Bebauungsgrenze hinaus zu vermeiden.
Allerdings wurde aus wirtschaftlichen Grinden auf die Durchlasserweiterung mittels eines
neuen Brickenbauwerkes an der Kemptener Stralte verzichtet.



1.3.3.

1.4.1.

Dies hatte zur Folge, dass auf sudlich der HaupterschlieBung Eichenldhlein — Kemptener
Stralle die geplante Einzel- und Doppelhausbebauung — mit der ein ausgepragter Ortsrand
als deutlicher Ubergang vom Siedlungsraum zum Talraum und zur freien Landschaft ge-
schaffen werden sollte — entfallen musste, um mit der Baugrenze auRerhalb des Uber-
schwemmungsgebietes zu sein.

Eine naturnahe Umgestaltung des Gaulnhofener Grabens ist innerhalb der im Bebauungs-
plan vorgesehen offentlichen Grinflachen bei geeigneter Querschnittswahl ohne negativen
Einfluss auf den Hochwasserabfluss dennoch mdglich.

Insgesamt ergeben sich (ohne konfliktmindernde Maf3nahmen) erhebliche Auswirkungen auf
das Schutzgut Wasser. Durch die bereits vorgenommenen Plananderungen, wie Verzicht auf
die Hauserzeile sldlich der neuen Verbindungsstralle, 6kologische Umgestaltung des Ge-
wassers mit Auflassung von Abflusshindernissen (z.B. Durchlasse) konnten die Auswirkun-
gen bereits erheblich minimiert werden. Bei Umsetzung der weiteren konfliktmindernden
Maflinahmen verbleiben nach derzeitigem Kenntnisstand keine erheblichen Auswirkungen.

Der prognostizierte veranderte Uberschwemmungsbereich soll langfristig durch ein wasser-
rechtliches Verfahren festgesetzt werden.

SONSTIGE RAHMENBEDINGUNGEN

Kommunalpolitische Griinde/ sonst. Stadtratsbeschliisse/ Eigentumsverhaltnisse:

Die Stadt Nurnberg hat nach Beschluss des Stadtrates in seiner Sitzung am 14.07.1993 auf-
grund des § 165 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
08. Dezember 1986 (BGBI | S. 2253), zuletzt geandert durch Art. 1 des Gesetzes zur Erleich-
terung von Investitionen und der Ausweisung und Bereitstellung von Wohnbauland (Investiti-
onserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz) vom 22. April 1993 (BGBI | S. 466), mit Ge-
nehmigung der Regierung von Mittelfranken vom 10.11.1993, Nr. 220-4651-5/92, die Sat-
zung der Stadt Nirnberg Uber die férmliche Festlegung des stadtebaulichen Entwicklungsbe-
reiches ,NlUrnberg-Herpersdorf* (Entwicklungssatzung ,Nurnberg-Herpersdorf*) erlassen.

Die Satzung ist mit ihrer Bekanntmachung am 08.12.1993 im Amtsblatt der Stadt Nirnberg
in Kraft getreten.

Das Planungsgebiet fiir den Bebauungsplan Nr. 4537 ist die 2. Planungs- bzw. Baustufe im
sudlichen Bereich und zugleich letzter Teil im Gesamtbereich der stadtebaulichen Entwick-
lungsmafinahme.

Die Grundstlicke befinden sich bis auf eine reprivatisierte Bauparzelle an der Kubinstralle
(WA 6) im Eigentum des Regiebetriebes.

PLANUNGSKONZEPT/ STADTEBAULICHE KONZEPTION UND AUSWIRKUNGEN

KONZEPT

WOHNBEBAUUNG

Die vorhandene bauliche Grundstruktur beiderseits der Kubinstral’e, die tUberwiegend aus
[I+D- geschossigen Reihen- und Doppelhdausern besteht, wird aufgenommen und im neuen
Baugebiet sudlich der Kubinstrale - neben freistehenden Einfamilienhdusern - weitestge-
hend fortgeflihrt bzw. weiterentwickelt. Die maximal lll- geschossigen Hauszeilen sind so
entwickelt, dass sie groRtenteils Stud- oder Stidwestausrichtung aufweisen.

Entlang eines Ubergeordneten Griinzuges, der sich von der Einmindung RéthestralRe in die
Kubinstral’e linear zum Talraum hin entwickelt, kann sich auf dessen Nordwest-Seite als
stadtebaulich markante Bebauung auch eine IV- geschossige Punkthausbebauung (Stadt-
hauser mit Terrassengeschoss) flir den Geschosswohnungsbau situieren, die den Verlauf
des Griinzuges sichtbar unterstitzt und durch seine Lage eine nachteilige Verschattung der
umgebenden niedrigeren Wohnbebauung weitestgehend ausschlie3en kann.

Ein bereits im Bebauungsplan Nr. 4502 festgesetzter Griinzug als gliederndes Element zum



1.4.2.
1.4.2.1.

1.4.2.2.

1.4.3.

Eichenlohlein soll in diesem Bereich ebenfalls seine Fortsetzung zum Talraum des Gaulnho-
fener Grabens finden.

NUTZUNG
Art der Nutzung/ Flachenaufteilung

Der Geltungsbereich erstreckt sich von der Kemptener StralRe im Westen Uber die Kubin-
strale / Einmindung Réthestralle im Norden bis hin zum Eichenldhlein im Suden. Aus
Grunden von mittlerweile einvernehmlich hergestellten Grenzbereinigungen und notariell be-
urkundeten Grundstiicksgeschaften wird ein geringfligiger Teilbereich des Bebauungsplanes
Nr. 4502 und ein Teil des Bebauungsplanes Nr. 4009 (friiher Bebauungsplan Nr. 6 der Ge-
meinde Worzeldorf) in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 4537 mit aufgenom-
men. Die hier urspringlich getroffenen Festsetzungen werden durch die des Bebauungspla-
nes Nr. 4537 ersetzt.

Das Planungsgebiet umfasst eine Flache von insgesamt ca. 6,55 ha, davon sind:

Allgemeine Wohngebiete: 2,73 ha
Offentliche Griinflachen: 2,95 ha

(davon 560 m? Grabenflache und
264 m? Ersatzlebensraum)

Offentliche Verkehrsflachen: 0,86 ha

Trafo/
Flachen fir Versorgungsanlagen 0,01 ha

Bei Realisierung der Planung kdnnen im Gebiet ca. 100 Haus- bzw. Wohneinheiten auf dem
Sektor der Familienheimbebauung und 55 Wohneinheiten im Geschosswohnungsbau fir
insgesamt ca. 430 Einwohner errichtet werden.

Maf der baulichen Nutzung

Gemal § 16 Baunutzungsverordnung (BauNVO) wird im Bebauungsplan das Maf3 der bauli-
chen Nutzung bestimmt durch die Grundflachenzahl oder der Gré3e der Grundflache, sowie
der Geschossflachenzahl und der Zahl der Vollgeschosse.

VERKEHRLICHE ERSCHLIESSUNG

Bei der Bewertung und Berechnung der kunftigen verkehrlichen Situation kann von der An-
bindung der Baugebiete Herpersdorf Sid (Bebauungsplan Nr. 4502 / 150 WE), ggf. zuziig-
lich max. 40 WE aus dem Neubaugebiet Herpersdorf Stid-West und dem Eichenldhlein (Be-
bauungsplan Nr. 4342 / 200 WE) allein an die Kubin- und Réthestral’e ausgegangen wer-
den. Bei Realisierung der gesamten BaumalRnahmen muss jedoch die Uberwiegende ver-
kehrliche ErschlieBung des Neubaugebietes Herpersdorf Sud-West sowie Teilbereiche des
Eichenldhleins direkt von der Kemptener Stral3e aus erfolgen. Das StralRenraumprofil dieser
neuen ErschlieRBungsstralle sieht vorzugsweise einen herkémmlichen Ausbaustandard mit
Gehwegen, Senkrecht- und Langsparkbuchten und Baumstandorten vor. Gemaly den
rechtsverbindlichen Bebauungsplanen Herpersdorf Stid und Eichenléhlein bestehen hier je-
weils verkehrliche Anknlipfungspunkte an diese neue Trassenfilhrung, wobei der Ubergang
in Fortsetzung der Stral’e aus dem Eichenldhlein als Mischverkehrsflache geplant ist.

Die Stral3e ist grundsatzlich geeignet als Tempo 30 Zone ausgebildet zu werden.

Die innere Erschliefung des Neubaugebietes erfolgt Uiber eine Stralenschleife, die ebenfalls
als Mischverkehrsflache verkehrsberuhigt (niveaugleiches Strallenquerprofil) ausgebaut
werden soll. Hier besteht im 6stlichen Bereich die planerische Intention, mittels einer Wege-
verbindung Uber den geplanten Griinzug hinaus, eine ful3laufige Anbindung zur Kubinstrafie
zu schaffen. Die unmittelbaren Bauflachen nérdlich des Eichenldhleins kénnen durch eine
Privatstralle erschlossen werden.



1.4.4.

1.4.5.

1.4.5.1.

1.4.5.2.

Ein wichtiges rdumliches Gliederungselement des Neubaugebietes stellt ein diagonal verlau-
fender Uberortlicher Griinzug dar. Dieser Griinzug mit Geh- und Radweg verbindet den Ein-
mundungsbereich Roéthe- / Kubinstralle mit dem Freiraumbereich entlang des Gaulnhofener
Grabens. Die Fortfiihrung des Weges durch die 6ffentliche Griinflache dient auch als ful3lau-
figer OPNV-Anschluss zur Bushaltestelle an der Kemptener StraRe.

VERSORGUNG: private, kommunale u. technische Infrastruktur

Um die Ubergabe von Stromenergie zu den einzelnen Wohngebieten zu gewahrleisten, wur-
de in Abstimmung mit der N-Ergie zwei Standorte fur Trafostationen lokalisiert und im Be-
bauungsplan mit der Zweckbestimmung ,Versorgungsanlage Elektrizitadt —Trafostation® pla-
nungsrechtlich festgesetzt. Die Standorte befinden sich jeweils im baulichen Zusammenhang
mit geplanten Carports im Trassenverlauf der Stralle ,A“.

Gemal § 4 Abs. 1 BauNVO sind in den allgemeinen Wohngebieten neben Wohngebauden
die der Versorgung dienenden Laden, Schank- und Speisewirtschaften, nicht stérende
Handwerksbetriebe sowie Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und
sportliche Zwecke zulassig. Eine Realisierung dieser Nutzungen bleibt nach Reprivatisierung
der Grundstucksflachen dem freien Immobilienmarkt zu einem spateren Zeitpunkt vorbehal-
ten. Weitere MaRnahmen zur technischen Infrastruktur s. Punkt 1.5.16. Beheizung.

GRUNORDNUNG/ AUSGLEICHSMASSNAHMEN

Planungsvorgaben

Der Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan wurde am 08. Marz 2006 rechts-
wirksam. Er sieht im Planungsbereich neben Wohnbauflachen, Grinflachen begleitend zum
Gaulnhofener Graben und Roétegraben vor. Die Grinflachen sind Bestandteil eines grof3rau-
migen ,Schwerpunktgebietes fir die Landschaftsentwicklung und den Biotopverbund® zwi-
schen Herpersdorf und Kornburg.

Bestandsaufnahme und Bewertung des vorhandenen Zustandes von Natur und Landschaft

Die Bedeutung des Plangebietes fir die Landschaft ist hoch.

Das Gebiet besteht aus einem Mosaik von Ackern, Ackerbrachen, Griinland und dem tempo-
rar wasserfuhrenden Grabensystem des Gaulnhofener Grabens und des Rotegrabens mit
uferbegleitenden Saumen, die abschnittsweise mit standorttypischen Gehdlzen bestanden
sind. Im Norden und Nordwesten befindet sich Bebauung mit teils alteren, landwirtschaftlich
gepragten Anwesen und groReren Garten.

Neben den bekannten Biotopbereichen entlang des Gaulnhofener- und Rétegrabens liegt im
Plangebiet eine seggenreiche Nasswiese, die unter den Schutz nach Art. 13 d BayNatSchG
fallt. Die Teilflachen entlang des Réte- und des Gaulnhofener Grabens sowie die 13-d-
Nasswiese haben eine sehr hohe Bedeutung, alle Ubrigen Gebiete weisen eine geringe bis
mittlere Bedeutung fir die Vegetation auf.

FFH oder SPA- Gebiete sind von der Planung nicht betroffen.

Die unterschiedliche Auspragung der Flachen des Bebauungsplangebietes bietet Tieren ent-
sprechend kleinraumig unterschiedliche Nischen. In den Randbereichen des B- Plangebietes
sind Arten trockener nahrstoffarmer Lebensraume anzutreffen, in der Mitte, im Umfeld der
Graben, Arten, die nahrstoffreiche, wechselfeuchte Lebensraume besiedeln.

Von den 73 im Plangebiet nachgewiesenen Tierarten befinden sich insgesamt 6 Arten auf
den Roten Listen und 8 Arten auf den Vorwarnlisten der Roten Listen, 1 Art ist in den FFH-
Anhangen aufgefiihrt und 43 Arten sind nach Bundesnaturschutzgesetz geschutzt, 2 Arten
davon streng geschutzt.
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Tiergruppe Artenzahl Rote Liste Rote Liste BNatSchG FFH
gesamt Bayern BRD
Sauger 3 - 1 1 -
Vogel 31 1 1 31 -
Amphibien 1 - - 1 1
Tagfalter 15 - - 3 -
Libellen 4 - - 4 -
Heuschrecken 11 2 2 - -
Hautfligler 3 1 1 1 -
Kafer 3 1 1 2 -
Schnabelhafte 1 - - - -
Gesamt 73 5 6 43 1

Tabelle 1: Erfasste Tiergruppe im Plangebiet

RL = Rote Liste gefahrdeter Tiere Bayerns (2004),

Rote Liste gefahrdeter Tiere Deutschlands (1 (vom Aussterben bedroht), 2 (stark gefahrdet), 3 (gefahrdet))
BNatSchG = besonders und streng geschitzte Arten

FFH = Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie, Anh&nge L,II,IV und V

Unter den Saugetieren ist der Feldhase in der Roten Liste der BRD als ,gefahrdet” einge-
stuft. Die unterschiedlichen Nutzungsformen der einzelnen Parzellen im Bereich des B-
Plangebietes bieten ihm derzeit den bendtigten Lebensraum. Der Igel ist nach Bundesnatur-
schutzgesetz besonders geschutzt.

Unter den 31 nachgewiesenen Vogelarten ist das Rebhuhn die einzige gefahrdete Art der
Roten Liste. Sowohl das Rebhuhn als auch Wachtel und Wiesenpieper bendtigen das Mosa-
ik aus Ackerbrachen, extensiv genutzten Wiesen und dem Grabensystem mit Uferbegleit-
streifen als Lebensraum. Fir die Klappergrasmiicke und den Pirol sind die Hecken und Ge-
hélze sowie die Gewasserrandstreifen entlang der Graben von Bedeutung. Die beiden nach
Bundesnaturschutzgesetz streng geschitzten Greifvogelarten Mausebussard und Turmfalke
sind im B- Plangebiet Nahrungsgaste.

Als einzige Amphibienart konnte der Wasserfrosch an den sporadisch wasserfihrenden
Graben nachgewiesen werden. Er ist nach Bundesnaturschutzgesetz besonders geschitz-
ten und im Anhang V der FFH- Richtlinie aufgefihrt.

Fir Tagfalter sind die Hochstauden im Bereich der Graben, Wiesen und Ackerrénder als
Reproduktionsstandorte mit einer Vielzahl unterschiedlicher Futterpflanzen bedeutsam. Von
den 15 nachgewiesenen Tagfalterarten, sind 3 Arten nach Bundesnaturschutzgesetz beson-
ders geschitzt.

Alle 4 nachgewiesenen Libellenarten sind nach Bundesnaturschutzgesetz besonders ge-
schutzt.

Von den 11 nachgewiesenen Heuschreckenarten befinden sich die Feldgrille und die Gro-
Re Goldschrecke auf den Roten Listen. Die Feldgrille ist im Stadtgebiet sehr selten gewor-
den; ein Restbestand findet sich im Bereich des Bebauungsplangebietes. Die sandigen Fla-
chen der Acker sind in Randbereichen bzw. in breiten, sandigen Ackerfurchen fir Hautfliig-
ler bedeutsam. Von den 3 nachgewiesenen Arten steht die Dreiphasen- Sandwespe auf den
Roten Listen, die Hornisse ist nach Bundesnaturschutzgesetz besonders geschutzt. Die dort
vorkommenden Wildbienen sind nach Bundesnaturschutzgesetz besonders geschutzt. Von
den 3 nachgewiesenen Kéaferarten sind 2 Arten (Marmorierter Rosenkafer und kupferbrau-
ner Sandlaufkafer) nach Bundesnaturschutzgesetz besonders geschutzt.

Aufgrund einiger sehr wertvoller Teilbereiche ist die Bedeutung der Gesamtflache des Be-
bauungsplangebietes flir die Tiere und Pflanzen als hoch einzustufen.
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Bestand
Biotop- und Nutzungstypen

Legende

13d-Feushtwiesen (9.1)
Wiesenbrachen (9.5}

[ ] itensive Wiese (2

B Heimische Utergenaizstume (2.1)

[l Heimische, standortgerechte Geblsche (2.4)
Intensiv gapflegte Stralienrénder (5.7}
B 5eoradigte Bachabschnitte (6.5)
Durchlissige Belige (7.5)

Ackerbrachen, mehrjshrig (9.11)

[ mtensive Acker (943)
[ Bewachsene Feldwege (3.18)

Ausdauemde Ruderalfiuren (10.2)

Planungsrechtiiche Situation

D Bestehendes Baurecht
[ cettungsbereich

Eingriffsflaichen - Ausgleich erforderlich

E= Baufiichen

Strallenverkehrsflichen

UMWELTAMT -

MWELTPLANUNG -

(Karte mit Biotop- und Nutzungstypen sowie mit Darstellung, woftr ist Ausgleich erforderlich
und in welchem Umfang)

Biotop- und Nutzungstypen — Bestand

Nr. |Bezeichnung Biotop- und Nutzungstypen Faktor | Flache | Bestandswert
m2

2.1 |Heimische, standortgerechte Ufergehdlze 0,8 1745 1396
2.4 |Heimische, standortgerechte Geblische, Hecken 0,6 144 86
5.7 |Intensiv gepflegte StralRenrander 0,2 437 87
6.5 |Begradigte Flusslaufe 0,3 554 166
7.5 | Durchlassige Belage 0,1 1497 150
9.1 |13 d Feuchtwiesen 0,9 1518 1366
9.11 | Ackerbrache, mehrjahrig 0,4 19066 7625
9.13 | Intensive Acker 0,3 26084 7827
9.18 | Bewachsender Feldweg 0,3 962 289
9.5 |Wiesenbrache 0,8 6614 5291
9.8 |Intensive Wiese 0,4 2334 934
10.2 | Ausdauernde Ruderalflur 0,5 937 468

Bestandswert 25687
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1.4.5.3. Bewertung der Auswirkungen der beabsichtigten stddtebaulichen Planung auf Natur und
Landschaft

Ausgleichswert im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Nr. Bezeichnung Biotop- und Nutzungstypen Faktor |Flache |Planungs-
m?2 wert

1.1 Heimische, standortgerechte Einzelbaume 0,8 1240 992
(624 20 m? = 1240m?)

5.3 strukturarme Grunflache| 0,3 5199.4 1560
(5239.4m2 minus 2Einzelbdume & 20 m? = 40m? =5199.4

5.3 Hausgarten 0,3 16384. 4915
(27307.3 m?x 0,6 = 16384.4) 4

5.3 Stralenbegleitgrin 0,3 1150.6 345
(1470.6 m? minus 16 Einzelbdume a 20 m? =
320m? = 1150.6m?

6.1/2.1 | Naturnahe FlieRgewasser/Ufergehdlze 0,8 3377.9 2702

6.3/9.1 | Roéhrichte, Riede, Hochstaudenfluren/ 13 d| 0,7 6196.5 4338
Feuchtwiese (9.1)
6456.5m? minus 13 Einzelbdume & 20 m? = 260 m? =
6196.5 m?)

9.6 Extensive Wiese ohne Dingung 0,6 11984 7190
(12424 m? minus 22 Einzelbdume a 20 m? = 440
m? = 11984 m?

7.5. Bewachsener Schotterweg 0,1 596.9 60

7.6 Stral3e, Trafo, Brucke 0,0 8656.9 0

22102

Biotop- und Nutzungstypen Planungswert Ausgleich — bestehendes Baurecht

Nr.|Bezeichnung Biotop- und Nutzungstypen Faktor | Flache |Planungswert
m2

1.1| Heimische, standortgerechte Einzelbaume 0,8 40 32
2320 m?

5.3 | Griinanlage 0,3 151 45
191 m?-2x20

5.3 | Hausgarten 0,3 1549 465
2582 m*x 0,6

542

Gesamtbilanz:

Bestandswert: 25687 Wertpunkte

Planungswert Ausgleichsmaf3- 22102 Wertpunkte

nahmen im gesamten Gel-

tungsbereich

bestehendes Baurecht - 542 Wertpunkte

Planungswert Ausgleichsmal- 21560 Wertpunkte - 21560 Wertpunkte

nahmen

Differenz 4127 Wertpunkte

Die rechnerische Unterkompensation betragt 4127 Wertpunkte, d. h. ca. 16 % des Eingriffs
konnen planungsgebietsintern nicht ausgeglichen werden.
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1.4.5.4.

1.4.5.5.

1.4.5.6.

Grunordnerisches Konzept

Das Planungsgebiet bildet den sidlichen Abschluss der Stadtebaulichen Entwicklungsmaf3-
nahme Herpersdorf. Es entsteht ein neuer Siedlungsrand in leichter Hanglage und im Uber-
gang zu einem offenen Landschaftsraum. Das griinordnerische Konzept der stadtebaulichen
EntwicklungsmaRnahme der Grinztige und Baumreihen wird aufgenommen und entlang der
FlieRgewasser, Gaulnhofener Graben und Roéthegraben, fortgefihrt. Die Planung im Aul3en-
bereich ist mit Eingriffen in Natur und Landschaft verbunden. In Verbindung mit dem neuen
Ortsrand und entlang des Gaulnhofener Grabens bis zur Slidgrenze des Planungsgebiets
sind Grunflachen mit Erholungs- und Ausgleichsfunktion vorgesehen.

In dem Uberwiegend durch Reihen- und Doppelhduser bestimmten Baugebiet bilden die pri-
vaten Garten die wohnungsnahen Freirdume. Durch Wegeverbindungen und Grlinziige er-
folgt ihre Erweiterung in die offentlichen Freirdume und den sudlichen Landschaftsraum. In
Verlangerung der RothestralRe entsteht eine Rad-Fullwegeverbindung, die durch eine Baum-
reihe als Grunverbindung betont wird. Baumreihen als Gliederungselement sind weiterhin
entlang der Stral’en vorgesehen. Der erforderliche Kinderspielplatz wird ortsnah nérdlich des
Gaulnhofener Graben angeordnet.

Gebot der Vermeidung; Verminderung

Durch das geplante Vorhaben wird aber nach Art. 6 BayNatSchG und § 18 Abs. 1 BNatSchG
die Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushaltes in soweit beeintrachtigt, dass ein
betrachtlicher Teil der Grundsticksflache versiegelt, den auf Ruderalfluren vorkommenden
Pflanzen und Tieren der Lebensraum entzogen wird sowie eine unreglementierte Nutzung
der Brache nicht mehr moglich ist. Durch die vorgesehenen MalRnahmen (u. a. Baumpflan-
zungen, versickerungsfahige Belage, Tiefgaragenuberdeckung in bepflanzbarer Starke) wird
erreicht, dass die die Wohnbebauung umgebenden Grunflachen auch weiterhin eine Bedeu-
tung fur den Naturhaushalt haben.

Bei der Realisierung der Bauvorhaben soll im Sinne des Vermeidungsgebotes aulerdem
gepruft werden, ob nicht weitere MaRnahmen einer alternativen Regenwasserbehandlung
wie z.B. der Einbau von Zisternen und die Versickerung des Uberlaufwassers in einer Mulde
auf dem Grundstuck mdglich sind.

Ausgleich und Kompensation unvermeidbarer Eingriffe
(Karte Ausgleichsflachen und —maf3nahmen)

I/
f 1
/ Ly

gk I Planung
L —7; Ausgleichsmainahmen

d o Biotop- und Nutzungstypen

- ~ NN 09 Legende
- @  Einzelbaum (1.1}

[IMNI] Waturnahe Fiiengewssser (6.1}
Ufergehsiz (2.1)
:| 13d - Feuchtwiese (8.1}

Extensive Wiese ahne Dingung (9]
[F7] stukturarme Grinanlage (5.3)
[ strassenbegleitaran (5.3)

[ ] Heusgsrten (5.3 -GRZ 0.4

| Rl

[ [,

[ rafo 76

[7] wea durchisssige Belage (7.5)
[77] strassenverke wstiiche (7.6}

] vestehendes Baurecnt
[ ] cettungsbereich

UMWELTAMT - UMWELTPLANUNG -

Bebauung splan Nr 4537
Herpersdorf S dwest
Ausgleichsmatinahmen

T Py
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1.4.6.

IMMISSIONSSCHUTZ (Larmimmissionsschutz)

Ob Larmauswirkungen von der neuen ErschlieBungsstrale auf auRerhalb des Plangebietes
gelegene vorhandene Wohngebaude (insbesondere Kemptener Str. 13) ausgehen, kann erst
nach Realisierung der gesamten Planungsmafinahme beurteilt werden (Monitoring). Nach
den schalltechnischen Untersuchungen im Rahmen der frihzeitigen Behdrdenbeteiligung
vom 06.03.2007 in Bezug auf eine urspriinglich bis an die Kemptener Stral3e heranreichen-
den Bebauung sudlich der geplanten ErschlieBungsstralle ,A“, muss fur das vorhandene
Wohngebaude Kemptener Str. 13 die Annahme getroffen werden, dass die Orientierungs-
werte der DIN 18005 auf der Westseite schon jetzt bis zu 8,5 dB(A) und 1,2 dB(A) auf der
Sldseite in der Nacht Uberschritten werden. Dieser Sachverhalt ist jedoch kein zu schitzen-
der Belang fur das vorhandene Wohngebaude im Rahmen der Abwagung dieses Bebau-
ungsplanverfahrens. Aufgrund dieser schalltechnischen Beurteilung wurde im weiteren Ver-
fahren (Vorentwurfsplanung) der Bauraum suidlich der ErschlieBungsstrae ,A“ auf ca. 65 m
Lange von der Kemptener Stral’e aus zuriickgenommen.

Die Beurteilung der Larmimmissionen innerhalb des Planungsgebietes infolge Stral’enver-
kehrs wurde im Laufe des Verfahrens an den aktuellen Planungsstand angepasst.

1. Berechnungsgrundlage

Berechnungsgrundlagen sind die Richtlinien fir den Larmschutz an Stra3en (RLS-90).
Die Uberschlagige Berechnung erfolgte mit dem Programm IMMI der Fa. Wdlfel in der ak-
tuellen Version 6.3.1.

2. Beurteilungsgrundlage

Beurteilungsgrundlage ist das Beiblatt 1 der DIN 18 005, Teil 1, vom Mai 1987 ,Schall-
schutz im Stadtebau®.

3. Schalltechnische Orientierungswerte

Art der baulichen Nutzung Orientierlfrr;ggsyvlﬁgtghip ey
Reines Wohngebiet (WR) 50/ 40
Allgemeines Wohngebiet (WA) 55/45
Friedhdfe, Kleingarten, Parkanlagen 55/55
Besonderes Wohngebiet (WB) 60 / 45
Dorfgebiet (MD), Mischgebiet (Ml) 60 /50
Kerngebiet (MK), Gewerbegebiet (GE) 65/55
Sondergebiete, je nach Nutzungsart 45-65/35-65

Tabelle: Orientierungswerte DIN 18005

4. Verkehrsbelastung

Kemptener Stralte 7.000 Kfz/24 h
6 % Nachtanteil
7 % Lkw-Anteil am Tag
4% Lkw-Anteil in der Nacht
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1.5.1.

5.Beurteilungspegel

Der gewahlte Immissionsort (H = 5,8 m fur das OG1) ist im Lageplan gekennzeichnet.
Die Beurteilungspegel fur den Tag (6.00 — 22.00 Uhr) und die Nacht (22.00 — 6.00 Uhr)
betragen:

Beurteilung nach DIN 18005

Basis
Immissionsort Tag (6.00-22.00 Uhr) Nacht (22.00-6.00 Uhr)
ow LrA Uberschreitung ow LrA Uberschreitung
1 55,0 53,1 - 45,0 42,8

Bebauungsplan Nr. 4537 O
Herpersdorf Siid-West Tiefbaamt

Tag (£.00-22.00 Uhr}
Pegel
dB

IPKT-Berechnung Tag (6 00-22 00 Uhr) [ Basis | M 1: 2500

' / Il

>..-35

=25-40
>40-45

=45-50

=50-55
470700
=55-60

=E0-65

=65-70
=70-75
=75-80
=80~ ..

Stadt Niirnberg
Tiefbauamt / StraRenbau
T/S-2

Projekt:

o
o

10 }. ) \ N \H 98 Bebauungsplan Nr. 4537
470500 < / \ . @I L Herpersdorf Siid-West
] ", s W 1 / &\\..\cm,\(gwonzsmoifr A Datum: 26.09.2008
] ‘ _ ‘”1““ ‘\‘\‘ ‘ ‘,«‘:‘ ‘“ Y W ...:=:' D 0 NS .-‘ LA Seite: 1
433000 433100 433200 x/m 433400 Datei: G:\Date ... 70305

6.Beurteilung
Die Orientierungswerte der DIN 18 005 werden nicht Gberschritten.

ERFORDERLICHE FESTSETZUNGEN UND KENNZEICHNUNGEN

ART DER BAULICHEN NUTZUNG

Die Bauflachen im Planungsbereich werden unter Berlicksichtigung der geplanten Nut-
zungsziele als Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO) ausgewiesen. Zur Sicherung der be-
stehenden und angestrebten Wohnqualitat setzt der zukinftige Bebauungsplan fest, dass in
den allgemeinen Wohngebieten Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht sto-
rende Gewerbegebiete, Anlagen flr Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen auch
nicht ausnahmsweise zulassig sind. Mit diesen Festsetzungen wird insbesondere erreicht,
dass gebietsfremder Ziel- und Quellverkehr, der bei den ausgeschlossenen Nutzungen in
grolRerem Umfang zu erwarten ware, weitgehend vermieden wird. Rechtsgrundlage hierfir
bildet § 1 Abs. 6 BauNVO. Es ist davon auszugehen, dass die Zweckbestimmung der allge-
meinen Wohngebiete gewahrt bleibt.

Auch wird Fremdwerbung (z.B. City-Light-Boards), die als sonstige nichtstérende gewerbli-
che Nutzung gemaR § 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO im Einzelfall im allgemeinen Wohngebiet zu-
lassig sein kann, ausgeschlossen, da ein hochwertiges Wohngebiet entstehen soll.
Kommerzielle Werbung ist dem Charakter des Wohnens fremd und wirkt dort als Fremdkor-
per. Sie ist regelmaRig geeignet das Ortsbild zu beeintrachtigen und kann durch Beleuchtung
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1.5.2.

1.5.3.

1.5.4.

1.5.5.

die Wohnruhe stdren. Insbesondere soll das StralRenbild im Wohnumfeld durch Badume und
Begrinungen gepragt werden, welche die kleinteilige Bebauung und die KfZ-Stellplatze op-
tisch einbinden. Fremdwerbeanlagen wirden dieser Einbindung entgegenwirken und in die
Wohngebiete eine zusatzliche (optische) Unruhe bringen, die das Stral3enbild beeintrachtigt
und damit die Qualitat des Wohngebiets mindert.

Der Bebauungsplan bestimmt dariber hinaus, dass mit Ausnahme der moglichen Ge-
schossbebauung, Wohngebaude nicht mehr als 2 Wohnungen haben dirfen. Diese Festset-
zung dient der Férderung des Familienheimbaues und hat ihre Grundlage in § 9 Abs. 1 Ziff. 6
BauGB.

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

In den allgemeinen Wohngebieten wird in den Uberwiegenden Bereichen das hdchstzulassi-
ge Mal der baulichen Nutzung gemafl § 17 Abs.1 BauNVO mit den maximal zulassigen
Werten der Grundflachenzahl (GRZ = 0,4) und der Geschossflachenzahl (GFZ = 1,2) be-
stimmt.

Im allgemeinen Wohngebiet WA (5) sowie im dstlichen Teilbereich von WA (3) (Punkthaus-
bebauung) ergibt sich das Mal} der baulichen Nutzung durch die festgesetzten liberbaubaren
Grundstucksflachen in Verbindung mit der festgesetzten Zahl der Vollgeschosse. Hierbei be-
stimmt die Uberbaubare Grundstiicksflache die zulassige GréRe der baulichen Anlagen. Bei
Zugrundelegung dieser Faktoren ergibt sich ein Maf3 der baulichen Nutzung, dass sich im
Rahmen der Obergrenzen gemaf § 17 Abs. 1 BauNVO bewegt.

Dies gilt nicht fur das Teilwohnbaugebiet WA (6), in dem auf Festsetzungen von Baugrenzen
oder eines Males der baulichen Nutzung verzichtet wurde. Hierbei handelt es sich um eine
Arrondierungsflache fir das Baugrundstick FI. Nr. 307 Gmkg. Worzeldorf aus dem Bebau-
ungsplan Nr. 4009 in dem mittels einer Baugrenze die Uberbaubare Wohnbauflache plane-
risch definiert wurde.

BAUWEISE

Aufgrund der weitgehend offen gehaltenen stadtebaulichen Konzeption des Bebauungspla-
nes wird bestimmt, dass die Gebaude in der offenen Bauweise mit seitlichem Grenzabstand
errichtet werden sollen. Rechtsgrundlage hierfur bildet § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22
Abs. 2 BauNVO. Fur die Familienheimbebauung sind Bauweisen in Form von Einzel- und
Doppelhausern sowie als Hausgruppen festgesetzt.

ABSTANDSFLACHEN

Um sicherzustellen, dass bei Ausnutzung der im Bebauungsplan festgesetzten Gberbauba-
ren Grundstlcksflachen gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse und eine ausreichende Be-
lichtung und Bellftung gewahrt bleiben, wird festgesetzt, dass Art. 6 Abs. 1 Satz 2, sowie
Abs. 5 und 6 Bayerische Bauordnung (BayBO) Geltung haben.

AUSSERE GESTALTUNG DER BAULICHEN ANLAGEN

Die Dachlandschaft hat eine hohe Bedeutung fir das Ortsbild. Der stadtebauliche Anspruch
an eine ruhige und nach einheitlichen Gestaltungsgrundsatzen gebaute Dachlandschaft kol-
lidiert oftmals mit den Interessen der Bauherren nach einer maximalen Raumausnutzung und
dem Wunsch nach individueller Ausgestaltung. Die Regelung zu Dachformen und Dachgau-
ben versucht einen Ausgleich der gegensatzlichen Interessen. Einerseits soll ermdglicht
werden, sowohl eine regional Ubliche Dachform (Satteldach, ggf. mit Kniestock, zurtckhal-
tende Dachgauben) zu bauen, als auch eine deutlich moderne Dachform, z.B. als Terras-
sengeschoss mit Pultdach oder Flachdach auszubilden.

Um der architektonischen Dachgestaltung Gestaltungsspielrdume offen zu halten, werden in
den allgemeinen Wohngebieten mit Ausnahme des Wohngebietes WA (2) deshalb keine
Dachformen (Satteldach, Pultdach o. &.) und Dachneigungen festgesetzt. Das allgemeine
Wohngebiet WA (2) bildet jedoch im Bebauungsplan den Ubergang von bebauten Sied-
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1.5.6.

lungsstrukturen zur freien Landschaft. Aufgrund dessen wird fir die ll- geschossige Einzel-
und Doppelhausbebauung zum sudlich angrenzenden Landschaftsraum hin ein Satteldach
von 40 bis 45 Grad Dachneigung gemafs § 2 Nr. 5.1 der textlichen Festsetzungen und eine
Ost-West ausgerichtete Firstrichtung festgesetzt.

Far Doppelhauser wird zudem aus Grinden einer gestalterischen Ordnung gemaR § 2 Nr.
5.2 der textlichen Festsetzungen eine einheitliche Dachform und Dachneigung mit gleichen
Traufhéhen sowie einheitlich durchgehende Dachflachen festgeschrieben. Bei der Errichtung
von Reihenhdusern mit geneigten Dachern sind aufgrund der topographischen Gegebenhei-
ten innerhalb der Zeilen zumindest gleiche Dachneigungen einzuhalten. Bei aneinander-
grenzenden Garagen hat sich der Nachbauende am Vorbauenden zu orientieren.

Zur verbesserten Nutzbarkeit der Dachgeschosse wird bestimmt, dass in den allgemeinen
Wohngebieten das oberste Geschoss generell als Vollgeschoss mit einer maximalen Knie-
stockhéhe von 50 cm errichtet werden kann. Innerhalb der hdéchstzulassigen llI- und V- ge-
schossigen Bebauung kann das oberste zuldssige Vollgeschoss entweder als geneigtes
Dachgeschoss oder als Terrassengeschoss errichtet werden. Die Grundflache des Terras-
sengeschosses darf gemaf § 2 Nr. 5.3 der textlichen Festsetzungen maximal 70 % des dar-
unter liegenden Geschosses betragen.

Daruber hinaus wird mit den weiteren textlichen Festsetzungen gemaf § 2 Nr. 5.4 der Sat-
zung Uber die Gestaltung von Dachgauben zusatzlich die Mdglichkeit geschaffen, dass nach-
tragliche Dachausbauten der Genehmigungsfreiheit gemaf Art. 57 Bayerischer Bauordnung
unterliegen.

FLACHEN FUR STELLPLATZE, GARAGEN, CARPORTS UND TIEFGARAGEN/ NEBEN-
ANLAGEN

Fir die Wohnbebauung erfolgt der Stellplatznachweis in Form von Garagen oder Carports
entweder direkt zugeordnet auf den Baugrundstiicken oder gesammelt an der stral’enzuge-
wandten Seite. Bis zu 130 m? Wohnflache pro Wohneinheit ist 1 Kfz-Abstellplatz, dartber
hinaus sind 2 Stellplatze pro Wohneinheit vorzusehen. Ungeachtet der festgesetzten Bau-
grenzen sind auferhalb der Uberbaubaren Grundstlcksflachen Stellplatze, Garagen und
Carports nach Art. 6 Abs. 9 Satz 1 Nr. 1 BayBO - jedoch nicht innerhalb von rickwartigen
Gartenbereichen und Vorgarten - zulassig.

Die Kfz-Abstellplatze fiir die Punkthauser (WA 3 und WA 5) missen aufgrund der grof3eren
Anzahl der Wohneinheiten auf den Baugrundstiicken in Tiefgaragen nachgewiesen werden.
Die Tiefgaragenzufahrten sind so anzuordnen, dass eine ausreichende Blickbeziehung zur
offentlichen Verkehrsflache gewahrleistet ist.

Um gebietsfremden Fahrverkehr weitgehend aus den inneren Wohngebieten fernzuhalten,
werden ca. 33 offentliche Stellplatze fir Besucher Uberwiegend in der neuen Verbindungs-
stralte zwischen dem Eichenléhlein und der Kemptener Strafte in Form von Senkrecht- und
Langsparkbuchten eingeplant. Nach den Empfehlungen fir die Anlage von ErschlieSungs-
stralten EAE 85/95 der Forschungsgesellschaft fir Straflen- und Verkehrswesen soll je nach
Struktur des Gebietes im 6ffentlichen Bereich 1 Parkplatz fur 3-6 Wohnungen zur Verfligung
stehen. Diesen Anforderungen wird hinreichend Rechnung getragen. Je nach spaterem
Ausbaustandard kénnen auch in den verkehrsberuhigten Wohnstichstrallen vereinzelte
Stellplatze fur Besucher und Anlieferverkehr angeordnet werden.

Im Plangebiet sind aufl3erhalb der Gberbaubaren Grundstiicksflachen Nebenanlagen und Ein-
richtungen im Sinne des § 14 BauNVO nur fir Spiel, Freizeit und Erholung, fir Mall- und
Wertstoffentsorgung, flir das Abstellen von Fahrradern, fir die Herstellung von privaten Kin-
derspielplatzen und zur Ableitung und Speicherung von Regenwasser (Oberflachenwasser,
z. B. von Déachern) zulassig. Nebenanlagen fiir Versorgung der Baugebiete mit Elektrizitat,
Gas, Warme, Wasser und Energie kdnnen ausnahmsweise zugelassen werden.
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1.5.7.

Der Ausschluss von Nebenanlagen gemafls § 14 BauNVO aullerhalb der Uberbaubaren
Grundstucksflachen, mit Ausnahme der unter § 2 Nr. 6.1 der Satzung zulassigen, ist aus
Griunden einer einheitlichen Gestaltung des Orts- und Straf3enbildes erforderlich. Rechts-
grundlage fur den Ausschluss bildet § 23 Abs. 5 der BauNVO.

Mit diesen Festsetzungen soll eine einheitliche Gestaltung des Orts- und Stral3enbildes ge-
wahrleistet, der Erhaltung des geplanten Gebietscharakters Rechnung getragen sowie die
Anlage von groReren zusammenhangenden begriinten Gartenbereichen erreicht werden.
Rechtsgrundlage hierfur bildet § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB in Verbindung mit § 12 Abs. 6 BauN-
VO und § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO. Aus diesem Grund wird gemaf § 2 Nr. 6.3 der Satzung
die GroRRe von zuldssigen Gartengeratehduschen auf max. 9 gm beschrankt. Aufgrund der
zu erwartenden geringen Vorgartenbereiche sind Gartengeratehduschen bei Reihen- und
Doppelhausern in Vorgarten unzulassig.

PFLANZFESTSETZUNGEN (soweit nicht in ,Grinflachen dargelegt)
Zu pflanzende Baume

Baumreihen verstarken die raumlich gliedernde Wirkung von Baumen. Zur Durchgrinung
und Gestaltung des Planungsgebietes und im Ubergang zur freien Landschaft sind daher
Laubbaume in Reihen geplant.

Entlang der geplanten Fu3-Radwege-Verbindung und im Ortsrandbereich sollen Obstbaum-
reihen einen Ubergang zur freien Landschaft gestalten. Die Obstbdume sind als klein- bis
mittelkronige Obstbdume mit kleinen Friichten (z. B. Zierapfel- und Wildbirnensorten wie Ma-
lus tschornoskii, Malus floribunda in Sorten, Pyrus calleryana 'Chanticleer’) zu pflanzen.Sie
haben eine hohe Bedeutung flir den Arten- und Biotopschutz. Entlang der Kemptner Stralke
und im Bereich der geplanten Ausgleichsflachen sollen Weiden als Hochstamme (Salix alba)
den Auenbereich landschaftsgerecht gestalten.

Die Vitalitat und die Lebensdauer eines Baumes in befestigten Flachen stehen in direktem
Zusammenhang mit der Grofie seiner bodenoffenen Baumscheibe und des ihm zur Verfi-
gung stehenden Wurzelraumes. Da die Neupflanzung eines Baumes betrachtliche Kosten
verursacht und eine grélkere Baumscheibe dartber hinaus die Selbstversorgung mit Wasser
und Nahrstoffen fordert und auf diese Weise die Pflegekosten reduziert werden, wird eine
MindestgréRe von 15 m? bodenoffener Baumscheibe pro Baum fiir notwendig erachtet. Da
die Lebensdauer von Baumen in befestigten Flachen dennoch nur ca. 30 - 60 Jahre betragt,
ist auch die Flache von 15 m? ein Kompromiss und die Herstellung gréRerer Baumscheiben
wulnschenswert.

Die festgesetzten Baume sind als Hochstdmme mit einem Stammumfang von mindestens 20
- 25 cm, gemessen in 1 m Hoéhe uUber dem Erdboden, zu pflanzen. Durch die Verwendung
von Baumen in der o. g. GréRBe soll ein gutes Anwachsen gewahrleistet und eine schnelle
Raumwirksamkeit erzielt werden.

Tiefgarageniberdeckung

Durch Festsetzung der Tiefgarageniiberdeckung mit einer mindestens 80 cm starken Vege-
tationsschicht ist gewahrleistet, dass die unterbauten Bereiche als Freiflachen nutzbar blei-
ben. Unter dieser Voraussetzung kann auf3erdem eine intensive Begriinung der Tiefgaragen-
decken mit Strauchern und Kleinbdumen erfolgen, Fundamente fur Banke, Spielgerate etc.
untergebracht und eine 10 % -ige Speicherung der Niederschlage erzielt werden.

Extensive Dachbegriinung von Garagenflachdachern/ Carports

Zur Reduzierung der negativen Auswirkungen der Bebauung auf den Wasserkreislauf, auf
Natur und Landschaft und aus gestalterischen Griinden wird fir die Dachflachen der Gara-
gen und Carports eine extensive Dachbegrinung (Kraut- und / oder Grasvegetation) festge-
setzt. Die extensive Begriinung der Garagendacher z. B. durch Sedum-Arten verzogert den
Abfluss der Niederschlagswasser und entlastet auf diese Weise die Kanalisation.
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1.5.9.

FLACHEN ODER MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICK-
LUNG VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT

Naturnaher Gewasserausbau:

Nach den Vorgaben des Gutachtens vom 10.12.2006 zum Hochwasserabfluss wird eine na-
turnahe Umgestaltung empfohlen. Ein Gewasserausbauplan wurde im Auftrag des Tiefbau-
amtes mit Datum vom 01.08.2008 durch das Ingenieurbiro Christofori und Partner erstellt
Die Darstellung der Gewasserlinie, des Vorlandabtrages und der 6kologischen Ausgleichs-
flache fir eine nach Art. 13d BayNatSchG geschiitzte Biotopflache wurde in den Entwurf des
Grunordnungsplanes ibernommen.

Erhalt und Entwicklung von Ufergeholzen:

Der Grunordnungsplan stellt einen naturnahen Gewasserausbau mit einer geschwungenen
Gewasserlinie unter Erhalt der vorhandenen Ufergehdlze dar. In Abstimmung mit den Erfor-
dernissen des Hochwasserschutzes sind die FlieRgewasser unter Berlicksichtigung der o6rtli-
chen natur- und kulturrdumlichen Gegebenheiten mit begleitenden Rohrichten und Hoch-
staudenfluren zu gestalten und zu entwickeln. Die vorhandenen Ufergehdlze bilden eine
landschaftliche Leitlinie und sind bei der naturnahen Umgestaltung von Gaulnhofener Gra-
ben und Roétegraben zu erhalten. Der Gehdlzsaum ist in dstliche Richtung auch als Bestand-
teil einer Ortsrandgestaltung weiterzuentwickeln, wobei ein Gehdlzanteil von 25 — 30 % der
Gewasserlange nicht Uberschritten werden sollte, um die aus dkologischen Grinden beson-
ders wertvollen offene, besonnte Gewasserabschnitte gewahrleisten zu kénnen.

Feuchtwiesen — Ausgleichsflache flr gesetzlich geschiitzte Biotope:

Die Flachen in Gewassernahe sowie im Bereich des geplanten Vorlandabtrags sind Aus-
gleichspotentiale fur gesetzlich geschiitzte Biotope gem. Art. 13 d BayNatSchG. Zielsetzung
ist die Entwicklung und dauerhafte Pflege von Nass- und Feuchtwiesen. Sie sind standortge-
recht in Abstimmung mit den Erfordernissen des Hochwasserschutzes als Feuchtwiesen
(Nasswiesen, Rohrichte, Hochstaudenfluren — Sukzession) zu entwickeln.

Feuchtwiesen ndrdlich des Gaulnhofener Grabens

AuBerhalb des aus Grinden des Hochwasserschutzes erforderlichen Vorlandabtrages wer-
den im Bereich nérdlich des Gaulnhofener Grabens Feuchtwiesen entwickelt und auf Dauer
gepflegt. Nachdem hier keine Restriktionen des Denkmalschutzes bestehen, ist es land-
schaftsplanerisches Ziel, grundwassernahe Standorte zu schaffen und hierfir in Abhangig-
keit von kleinraumigen Standortbedingungen Oberboden abzutragen.

Extensive Wiesen ohne Diingung stdlich des Gaulhofener Grabens

Im Bereich sudlich des Gaulnhofener Grabens ist es aus Grinden des Denkmalschutzes
nicht moglich, Oberboden abzutragen. Daher ist beabsichtigt, das Bodengeflige nicht zu sto-
ren und als AusgleichsmalRnahme die Flachen als wechselfeuchte oder seggenreiche Wie-
sen zu entwickeln. Hierzu werden die bestehenden Acker als Wiese eingeséat und anfanglich
zweimal, spater einmal jahrlich gemaht und das Mahdgut entfernt. Die vorhandenen intensiv
genutzten Wiesen werden durch jahrliche Mahd extensiviert.

EINFRIEDUNGEN

Bei der Errichtung von Einfriedungen ist auf durchlaufende Sockelleisten zu verzichten, well
diese fir die im Stadtrandbereich haufiger vorkommenden Kleintiere, wie z.B. Igel ein un-
uberwindbares Hindernis darstellen.
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1.5.12.

FLACHEN FUR VERSICKERUNG VON REGENWASSER VON DACHERN UND BEFES-
TIGTEN FLACHEN

Versiegelung
Zur Reduzierung der Versiegelung sind Wege- und Platzbefestigungen versickerungsfahig
auszubilden, soweit Belange und Erfordernisse des technischen Umweltschutzes nicht ent-
gegenstehen.

Die Entwasserungssatzung der Stadt Nurnberg gibt der Versickerung von Niederschlags-
wassern bzw. deren sonstiger alternativer Ableitung den Vorrang. Mit Einfiihrung des ge-
trennten Gebuhrenmalstabs fir Niederschlagswasser und Abwasser seit dem 01.01.2000
wird dies auch in der entsprechenden Gebuhrensatzung beriicksichtigt.

Eine alternative Behandlung von Regenwasser durch Versickerung und Entsiegelung kann
sich reduzierend auf Herstellungs- und Betriebskosten der im Planungsbereich zu errichten-
den Entwasserungseinrichtungen auswirken.

Elemente einer alternativen Behandlung von Regenwasser sind:

¢ versickerungsfreundlicher Ausbau privater Hof- und Verkehrsflachen

e Einrichtung von Zisternen (ein Speichervolumen von mindestens 25 I/m? projizierter Dach-
flache wird empfohlen) zur Gewinnung von Brauch- und GielRwasser. Zisternenuberlaufe
sollten hierbei mdglichst tUber Rigolen oder Versickerungsmulden bzw. — flachen versi-
ckert werden, da bei Errichtung eines Uberlaufs in die éffentliche Kanalisation die einspei-
senden Flachen nach Beitrags- und Gebuhrensatzung voll zur Anrechnung gebracht wer-
den.

o sonstige erforderliche Einrichtungen zur Versickerung Uber versiegelte Flachen gesam-
melten Regenwassers (z.B. Rigolen, Versickerungsmulden bzw. — flachen)

¢ Dachflachenbegriinungen (u. a. zur Abflussdrosselung)
Die Versickerung von Niederschlagswasser aus wohnbaulichen Flachen bis 1000 m?
Grundstiicksgroe ist aulerhalb von Wasserschutzgebieten, Altlastenbereichen und Alt-
lastverdachtsflachen grundsatzlich genehmigungsfrei. Fir eine technische Realisierung
sind jedoch im Rahmen einschlagiger, objektbezogener Planungen verschiedene Voraus-
setzungen zu beachten. Hierzu gehéren die Bodeneigenschaften, die Lage des Grund-
wassers unter Gelande sowie die zu beherrschenden Wassermengen. Schlie8lich durfen
die Niederschlage nicht Uber unbeschichtete Metalldacher gesammelt werden.

MIT GEH-, FAHR-, LEITUNGSRECHTEN ZU BELASTENDE FLACHEN

Um eine zukunftige Erschliefung des Grundstiickes Fl. Nr. 195 Gmkg. Worzeldorf nach Si-
den zur Strafde ,A“ hin zu sichern, wird eine 4 m breite Trasse fir die Verlegung von Ver- und
Entsorgungsleitungen zwischen den Hauszeilen noérdlich der Stral’e ,A“ planungsrechtlich
festgesetzt.

KENNZEICHNUNGEN

Durch die Kennzeichnungen/ nachrichtliche Ubernahme sind ein Biotop gemaR Art. 13d
BayNatSchG, das Landschaftsschutzgebiet Nr. 12, ein Landschaftsbestandteil gemaf Art.
12 BayNatSchG im Bebauungsplan nachgewiesen. Einzelheiten hierzu sind im Umweltbe-
richt nachzulesen.

Gleichzeitig ist im Bebauungsplan eine 20 KV Freileitung mit einem beiderseitigen Baube-
schrankungsbereich von jeweils 7,60 m kartiert. Sie verlauft westlich des Eichenlohleins tber
landwirtschaftliche Freiflachen nach Norden zu einer Trafo- bzw. Ubergabestation an der
Kemptener Stralie.
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1.5.15.

VERKEHRSFLACHEN

Das Bebauungsplangebiet wird durch drei Strallenabschnitte mit unterschiedlichen Funktio-
nen erschlossen. Die StralRe ,A* hat als Verbindungsstrafle, mit konventionellem Ausbau,
zwischen der Kubinstrale und der Kemptener Stral’e Entlastungsfunktion und stellt gleich-
zeitig zusammen mit der Stral3e ,C“, welche Mischverkehrsflache ist, eine Verbindung zum
Eichenlohlein her. Die Stralle ,B“, eine StralRenschleife, die als Mischverkehrsflache ausge-
baut werden soll, Gbernimmt rein die gebietsinterne ErschlieRung der Wohnquartiere.
Dartber hinaus sind zur Verbesserung der Erreichbarkeit der Stadtteile/ Wohnquartiersbe-
reiche untereinander, der Griin- und Freiraume, sowie des Ortszentrums von Herpersdorf,
weitere Ful3- und Radwegeverbindungen in den geplanten Grinziigen vorgesehen.

GRUNFLACHEN

Wegebegleitgrin

Wie unter Punkt 1.5.13 ,Verkehrsflachen® ausgefiihrt, Ubernimmt der in Verldngerung der
Réthestralle geplante Rad-FuRweg die Funktion einer Stadtteilverbindung nach Gaulnhofen.
Die begleitenden Griinflachen werden als Stral3enbegleitgrin mit einer Baumreihe dauerhaft
festgesetzt.

Offentliche Griinflache — Naturbelassener Bereich

Nordlich und sldlich des Gaulnhofener Graben werden 6ffentliche Griinflachen festgesetzt.
Die Flachen in Gewasserndhe sind naturnah zu gestalten und Gbernehmen Ausgleichsfunk-
tionen. Sie werden entsprechend mit der Zweckbestimmung ,Naturbelassener Bereich® fest-
gesetzt. Die angrenzenden Flachen des Gaulnhofener Grabens sind Bestandteil bestehen-
der Uberschwemmungsgebiete (Gutachten vom 10.12.2006 - HQ 100 Biiro Stadt-Land-
Fluss, Ingenieurdienste). Die geplanten Grunflachen im Gewasserbereich bieten nach einer
weiteren Reduzierung von Wohnbauflachen sidlich der Strale ,A“ nunmehr genliigend Re-
tentionsraum bei Uberschwemmungen.

Offentliche Griinflache — Kinderspielplatz

Fir die entstehenden Baugebiete ist ein Kinderspielplatz erforderlich, der méglichst ortsnah
nordlich des Gaulnhofener Graben innerhalb des Griinzugs angeordnet wird. Die Lage bietet
auch die Mdglichkeit, angrenzende Gewasserabschnitte im Sinne eines ,Naturerlebnisrau-
mes“ in den Spielbereich mit einzubeziehen.

MASSNAHMEN FUR DEN DENKMALSCHUTZ

Aufgrund des Gesetzes zum Schutz und zur Pflege der Denkmaler (Denkmalschutzgesetz —
DSchG), muss vor dem Beginn von Erdarbeiten ein Antrag auf eine denkmalrechtliche Er-
laubnis oder eine abgrabungsrechtliche Genehmigung eingeholt werden. Falls eine Bauge-
nehmigung erforderlich ist, erfolgt dies im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens.

Im Rahmen der Antragstellung wird verlangt, dass eine sachgerechte archaologische Son-
dierung im Einvernehmen und unter der fachlichen Aufsicht des Bayerischen Landesamtes
fur Denkmalpflege (BLfD) bzw. der Unteren Denkmalschutzbehérde der Stadt Nirnberg im
Bereich der geplanten Bauflache durchgefihrt wird.

Nach Ergebnis der Sondierungen kann verlangt werden, dass der Antragsteller eine sachge-
rechte archaologische Ausgrabung im Einvernehmen und unter der fachlichen Aufsicht des
BLfD zur Sicherung und Dokumentation aller von der geplanten MalRnahme betroffenen Bo-
dendenkmaler durchflihren lasst. Der Antragsteller hat alle Kosten der Sondierungen und der
Ausgrabungen zu tragen.

Mit den Erdarbeiten fir die geplante MaRnahme darf erst begonnen werden, wenn die vor-
handenen Bodendenkmaler sachgerecht freigelegt, dokumentiert und geborgen wurden.
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1.5.16.

BEHEIZUNG

Die Warmeversorgung des gesamten Baugebietes kann durch das bereits bestehende Heiz-
kraftwerk dstlich der RéthestralRe erfolgen. Da der Anschlusswert von 2 MW zwischenzeitlich
erreicht wurde, sind die Planungen zur Errichtung eines Blockheizkraftwerkes (BHKW) sei-
tens der N-Ergie in Arbeit. Somit sind ein Anschluss und die Versorgung der geplanten
Wohnbebauung mit Heizenergie gewahrleistet. Jedoch ist nicht auszuschlieen, dass nur die
nahraumlichen Baugrundstiicke an diese Fernwarmeversorgung freiwillig angeschlossen
werden. Zur Vermeidung von Belastigungen durch Rauchgasfahnen wird deshalb gemaR § 2
Nr. 8 der Satzung festgesetzt, dass zur Beheizung von Neubauten feste, die Luft erheblich
verunreinigende Stoffe nicht verwendet werden dirfen. Dazu zahlen nicht Holzpellets und
Hackschnitzel, soweit die Emissionswerte fortschrittlicher Anlagetechniken eingehalten wer-
den.

ZUSAMMENFASSUNG UMWELTBERICHT

Fir den am 12.10.2006 eingeleiteten Bebauungsplan Nr. 4537 wurde eine Umweltprifung
durchgefuhrt und der Umweltbericht fortgeschrieben. Die vorliegende Fortschreibung (Stand
12.9.2008) wurde auf der Grundlage der von Stpl Uberarbeiteten Planung (Stand:
01.08.2008) durch das Umweltamt erarbeitet und gibt einen Uberblick (iber die Ausgangssi-
tuation im Plangebiet und die Auswirkungen der geplanten Bebauung.

Das Plangebiet ist aktuell unbebaut und wird Uberwiegend landwirtschaftlich genutzt. Es ist
Teil der Stadtebaulichen EntwicklungsmaRnahme ,Nurnberg-Herpersdorf. Teilflachen des
Plangebietes liegen im Landschaftsschutzgebiet Nr. 12. Teilbereiche des Rétegrabens sind
als Landschaftsbestandteil (LB Nr. 3:30) gesichert. Die Gewasservegetation und die Feucht-
gebiete im Bereich des Gaulnhofener Grabens und des Rétegraben sind sowohl in der Stadt-
biotopkartierung (Nr. 392) als auch im Arten- und Biotopschutzprogramm der Stadt Nuirnberg
(ABSP) als lokal bedeutsamer Lebensraum (Nr. 934) erfasst worden.

Im Laufe des Planungsprozesses wurden verschiedene Plandnderungen vorgenommen, die

zu einer Minimierung der negativen Auswirkungen auf einzelne Umweltbelange fuhrten. Ins-

besondere durch die Verschiebung der Baugrenze nach Norden; d.h. Verzicht auf die Hau-

serzeile sudlich der neuen Verbindungsstrafie konnte

o der Eingriff in besonders schutzenswerte Béden mit vorrangiger Arten- und Biotopschutz-
funktion reduziert werden

¢ ein baulicher Eingriff in das Landschaftsschutzgebiet Nr. 12 vermieden und

e der Eingriff fir das Schutzgut Wasser durch Ricknahme der Bebauung aus dem ermittel-

ten Uberschwemmungsbereich des Gaulnhofener Grabens, den vollstandigen Volumenaus-

gleich fur den verlustigen Retentionsraum und die Minimierung der Riegelwirkung fir den

Grundwasserabfluss minimiert werden.

Bei Realisierung der nun vorliegenden Planung sind die Auswirkungen daher wie folgt zu
bewerten:

Far die Schutzguter Tiere, Pflanzen und Landschaft muss mit erheblichen nachteiligen Aus-
wirkungen gerechnet werden. Die geplante Bebauung fuhrt neben dem vollstandigen Verlust
der 13d-Flache zu einer Verkleinerung der Lebensrdume der erfassten Tierarten. Wenn-
gleich durch den durchgangigen Griinzug im sudlichen Plangebiet Wanderung und Aus-
tausch von Teilpopulationen moglich sind, verbleiben negative Auswirkungen.

Fir die Belange Boden und Wasser konnen die Auswirkungen der geplanten Bebauung bei
Umsetzung der formulierten konfliktmindernden MalRnahmen als nicht erheblich eingestuft
werden.

Auch fur die Belange Mensch/ Erholung, Luft und Klima werden nach derzeitigem Kenntnis-
stand keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen erwartet. Gleichwohl bestehen auch fur
dieses Aspekte Mdglichkeiten der Konfliktminimierung bzw. Planoptimierung, die zu berlick-
sichtigen sind. Dies gilt insbesondere fir den Aspekt Klima/ Energie. Zur weitergehenden
energetischen Optimierung der Planung wurde die Durchflihrung einer Verschattungsanaly-
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.7.1.

se, einschlieBlich Uberpriifung der Gebaudeorientierung empfohlen. Die Vergabe eines ent-
sprechenden Gutachtens ist bis zum heutigen Zeitpunkt jedoch noch nicht erfolgt.

Zur abschliefenden Bewertung mdglicher Larmbeeintrachtigungen fur die neue Wohnbe-
bauung ist ein Larmgutachten zu erstellen. Bei Uberschreitung der Orientierungswerte der
DIN 18005 sind Larmschutzmaf3nahmen vorzusehen.

Im Plangebiet wurden Kultur- und Sachgiter nachgewiesen. Im Plangebiet befindet sich ein
ausgedehntes Bodendenkmal. Es handelt sich um die Reste einer mittel- bis spaturnenfel-
derzeitlichen Siedlung, die zwischen ca. 950 v. Ch. und 800 v. Chr. das Areal nutzte. Die vor-
liegende Planung wurde unter weitgehender Berticksichtigung der geschitzten Bodendenk-
maler und in enger Abstimmung mit der Unteren Denkmalbehdrde erstellt, sodass keine er-
heblichen nachteiligen Auswirkungen erwartet werden.

Nach dem derzeitigen Ausgleichskonzept ergibt sich bei der Gegenlberstellung von Bestand
und Planung eine rechnerische Unterkompensation von ca. 16%, d.h. der Eingriff kann in-
nerhalb des Plangebietes nicht vollstdndig kompensiert werden. Fir den notwendig werden-
den externen Ausgleich stehen Flachen aus dem Okokonto (FI.Nr. 425, Gem. Worzeldorf
und FL.Nr. 217/2, Gem Kornburg) zur Verfugung. Mit diesen Ma3nahmen kann der Eingriff
quantitativ zu Uber 98% ausgeglichen werden.

Aufgrund des nachgewiesenen Tierartenspektrums wurde eine spezielle artenschutzrechtli-
che Prifung (saP) durchgefiihrt. Die Verbotstatbestdande des § 42 BNatSchG waren weder
fur Arten des Anhang IV der FFH Richtlinie noch fur Vogelarten gem. Art. 1 der Vogelschutz-
richtlinie erflllt. Eine Zulassung des Vorhabens nach § 43 BNatschG ist nicht erforderlich.

Der Umweltbericht wird im weiteren Verfahren fortgeschrieben.

BETEILIGUNGEN

FRUHZEITIGE OFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG gemaf § 3 Abs. 1 BauGB:
06.11.2006 — 01.12.2006

Waéhrend der fruhzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung wurden 4 AuBerungen vorgetragen, in
denen unterschiedliche Anderungsvorschlage und Wiansche dargelegt wurden.

Im Einzelnen wurden folgende Themenschwerpunkte dargelegt:

e Vor weiteren Baumalinahmen wird der sofortige Baubeginn einer provisorischen Entlas-
tungsstral’e (Baustral’e) auf der geplanten Trassenfihrung zwischen Eichenl6hlein und
der Kemptener Stral3e gefordert, da die beiden engen Wohnstral3en Rothestrale und Ku-
binstraf3e nicht in der Lage sind, den Schwerlastverkehr aufzunehmen.

¢ Die Ausweisung weiterer Kfz-Abstellplatze im o6ffentlichen Raum wird gefordert, da davon
auszugehen ist, dass in jeder Familie 2-3 Pkw die Regel sind.

e Der schnelle Ausbau der Grundschule in der Beckmannstrale Uber das geplante Mal}
von 3 Klassenzimmern hinaus sowie die frihzeitige Ausweisung weiterer Hortplatze wird
gefordert, da die vorhandenen Einrichtungen nicht mehr ausreichen.

o Unter Bertcksichtigung der verstarkten Versiegelung der Fldchen wird ein zlgiger Ausbau
der Kanalisation gefordert.

e Eine Nutzung der bestehenden Garagenzufahrt zwischen den Anwesen Kubinstraf3e 20
und 22 als ErschlieBungsweg fiir das geplante Baugebiet wird von den Besitzern bzw.
Nutzern der Garagen aufgrund der beflirchteten Verkehrsgefahrdung abgelehnt.

¢ Vom Bund Naturschutz wird die Variante A mit mehr Hauseinheiten in Form von Stadt-
hausern favorisiert. Im Bebauungsplan- Entwurf wird in Hinblick auf die Sensibilitat der
freien Landschaftsbereiche eine qualifizierte Griinordnungsplanung erwartet.

e Vom Eigentiumer der Grundstiicke FI.-Nrn. 197 und 195 wird eine Zufahrt von Siiden her
zwecks spaterer Bebauung begriift. Eine Erschlieung von der Kubinstrale erscheint
aufgrund der groRen Entfernung nicht sinnvoll.
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1.7.2.

1.7.3.

Stellungnahme der Verwaltung:

Voraussetzung fir die bauliche Entwicklung des neuen Siedlungsbereiches ist neben der
verkehrlichen Anbindung insbesondere die entwasserungstechnische Erschlieffung, die aus-
schlieRlich zur bestehenden Kanalisation in der Kemptener StralRe erfolgen soll. Somit ist zu
erwarten, dass die VorerschlieBung zur Kemptener Stral3e rechtzeitig vor Baubeginn erfol-
gen wird.

Als Grundlage fur die ausreichende Bereitstellung von Stellplatzen im 6ffentlichen Bereich
dienen die Empfehlungen fir die Anlage von ErschlieBungsstraen EAE 85. Hiernach sollen
je nach Struktur eines Baugebietes in der Regel im 6ffentlichen Bereich eine Parkmdglichkeit
fur 3-6 Wohnungen zur Verfliigung stehen. Im Rahmen der Detailplanung des &ffentlichen
StralRenraumes wurde die Obergrenze des Deckungsbedarfes angestrebt. Es ist davon aus-
zugehen, dass eine ausreichende Anzahl von Stellplatzen zur Verfugung stehen wird.

Die Uberpriifung des Bedarfs an Schul- und Hortplatzen aufgrund der geplanten Siedlungs-
flachen haben bisher keinen Fehlbedarf ergeben. Sollte sich ein Deckungsdefizit aufzeigen,
werden zu gegebener Zeit entsprechende Malinahmen veranlasst.

Aufgrund der geplanten nordsudlich verlaufenden Wegverbindung in Verlangerung der
Réthestralle wurde auf die zunachst beabsichtigte Wegeverbindung zwischen den Anwesen
Kubinstral’e 20 und 22 verzichtet.

Der vorliegende Bebauungsplan- Entwurf tragt sowohl der aktuellen Bedarfssituation auf
dem Wohnungsmarkt wie auch einer hinreichenden Siedlungsverdichtung im Sinne des
schonenden Umgangs mit Grund und Boden Rechnung.

Im Zuge der Realisierung des vorliegenden Bebauungsplanes ist davon auszugehen, dass
die hofnahen Grundstiicke Fl.-Nrn. 197 und 195 gemaR § 34 BauGB einer Bebauung zuge-
fuhrt werden kénnen.

FRUHZEITIGE BEHORDENBETEILIGUNG
und der sonstigen Trager o6ffentlicher Belange (T6B) gemal § 4 Abs. 1 BauGB:
19.02.2007 — 20.03.2007

Die Stellungnahmen der friihzeitigen Behoérdenbeteiligung wurden eingehend gepriift und
soweit erforderlich in den Planungsprozess/ Bebauungsplanvorentwurf eingearbeitet.

BETEILIGUNG DER BEHORDEN UND SONSTIGEN TOB
gemal § 4 Abs. 2 und Benachrichtigung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB

In der Zeit vom 29.02.2008 bis einschlieRlich 04.04.2008 wurde die Beteiligung der Behor-
den und sonstigen Trager offentlicher Belange gemal § 4 Abs. 2 BauGB durchgefihrt, bei
der nachfolgende Stellungnahmen abgegeben wurden.

Vom Wasserwirtschaftsamt Nurnberg wird mitgeteilt, dass der im Planungsgebiet verlaufen-
de Roétegraben und der Gaulnhofener Graben gemal Art. 2 BayWG als Gewasser lll. Ord-
nung eingestuft sind. Es wird angeregt, durch technische Anpassungen an den Gewassern
und durch eine Gelandemulde an der Einmiindung des Roétegrabens der Uberflutungsgefahr
entgegenzuwirken.

Das Bayerische Landesamt flir Denkmalpflege teilt mit, dass die erforderlichen Arbeiten zur
Sicherung von Bodendenkmalern in Kiirze begonnen werden.

Der von der N-Ergie mitgeteilte Leitungsverlauf einer im Planungsgebiet bestehenden 20-kV-
Freileitung ist im Bebauungsplan einschliellich ihrer Schutzzonen zu Gbernehmen. Auf die
Zulassigkeit bzw. Beschrankungen von Baumaflnahmen innerhalb und auferhalb der
Schutzzonen wird hingewiesen.

Nach Aussage der Deutschen Telekom Netzproduktion GmbH sind in allen Stralen bzw.
Gehwegen geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite von
ca. 0,3 m zur Unterbringung von Telekommunikationslinien vorzusehen.

Das Biirgeramt Sid weist darauf hin, dass zur Pflege des Gaulnhofener Grabens eine Zu-
fahrt auf Dauer gewahrleistet sein muss.

In der Stellungnahme der Feuerwehr wird auf die Berlcksichtigung der erforderlichen Ein-
richtungen und MalRnahmen verwiesen, um eine ausreichende feuerwehrtechnische Sicher-
heit zu gewahrleisten.
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1.7.4.

1.8.1.

Das Umweltamt weist auf die Zusammenhange des Planberichtes und des Umweltberichtes
hin. Es wird angeregt, Bereiche vorhandener Ufergehdlze des Gaulnhofener- und Rétegra-
bens sowie Béschungsbereiche im Planteil darzustellen bzw. zu erganzen. Auf die redaktio-
nellen Anderungen im Umweltbericht sowie auf die planerischen Konsequenzen im Zusam-
menhang mit dem festgestellten Uberschwemmungsbereich des Gaulnhofener Grabens wird
hingewiesen. Bezuglich einer energieeffizienten Bauleitplanung wird zur weiteren energeti-
schen Optimierung der Planung die Durchflihrung einer Verschattungsanalyse empfohlen;
auf die negativen Einflisse (verschattende Bepflanzung) auf solarenergetische Nutzungen
wird hingewiesen.

In der Stellungnahme der Bauordnungsbehérde wird auf die Einhaltung der erforderlichen
Abstandflachen hingewiesen.

Der Ausschluss von Werbeanlagen im WA wird angeregt, auf die Bestimmungen zu einem
ausreichenden Brandschutz sowie auf die Folgen der Regelung der Satzung Uber den Aus-
schluss fester und flissiger Brennstoffe hingewiesen.

Das Tiefbauamt schlagt Anderungen in der Stralenplanung vor. Mit der Ausweisung des
Rad- und FulBweg- begleitenden Griinzuges als Stralenbegleitgriin besteht kein Einver-
standnis.

Vom Gartenbauamt werden Anderungswiinsche bzgl. der geplanten Stralenbdume gedu-
Rert sowie darauf hingewiesen, dass es sich beim Rad- und Fu3weg- begleitenden Griinzug
um StraBenbegleitgrin mit StraRenbdumen handelt; dementsprechend ist die StralRenbe-
grenzungslinie zu verschieben. Die geplante Obstbaumreihe wird wegen der Wegever-
schmutzung durch Fallobst abgelehnt; stattdessen werden kleinkronige Laubbaume zur
Pflanzung vorgeschlagen. Es wird angeregt, den durch den Spielplatz verlaufenden Rad-
und FuBweg an den Rand der Wohnbebauung bzw. entlang des Gaulnhofener Grabens zu
verlegen.

Die im Rahmen des Beteiligungsverfahrens geauferten Winsche und Anregungen wurden
gemald den im Nachgang zusatzlich gefihrten Abstimmungsgesprachen weitestgehend in
die Planung integriert. Es wird deshalb davon ausgegangen, dass die vorliegende Planung
abgestimmt ist und seitens aller Beteiligter Einverstandnis besteht.

OFFENTLICHE AUSLEGUNG gemaR § 3 Abs. 2 BauGB

(wird im Laufe des weiteren Verfahrens erganzt)

PLANRECHTFERTIGUNG
AUSWIRKUNGEN / ABWAGUNG / BEWERTUNG:

STADTEBAULICHER RAUM

Aufgrund der sich abzeichnenden Bedarfssituation fur Wohnungen und Arbeiten sowie der
Zunahme und Verscharfung stadtebaulicher Einzelprobleme hat der Nurnberger Stadtrat mit
Beschluss vom 17.10.1990 den Auftrag erteilt, unverziglich ein Gesamtstadtkonzept zur
Fortschreibung des Flachennutzungsplanes zu erstellen. Durch die Realisierung des Stand-
ortes Herpersdorf wird es moglich, einen Teil des Wohnbauflachenbedarfs zu befriedigen,
den Ortsteil Herpersdorf organisch zu entwickeln und die Bildung eines Ortszentrums flr die
verstreut liegenden, ehemals eigenstandige sldlichen Stadtteile zu fordern.

Anhand der bisherigen Ergebnisse wird erkennbar, dass allein durch eine Innenentwicklung
die vorhersehbaren Flachenbedarfe fir Wohnen und Arbeiten nicht befriedigt werden kon-
nen. Trotz der Aktivierung von gesicherten Flachenausweisungen, der Ausschopfung der
Umnutzungspotentiale und trotz der gegebenen Nachverdichtungspotentiale ist die Auswei-
sung weiterer Siedlungsflachen in Nirnberg unumganglich.

Eine Grobanalyse des gesamten Stadtgebietes zeigte in Herpersdorf fir die Bereiche dstlich

der BarlachstralRe sowie beiderseits der Kubinstra3e erhebliche Entwicklungschancen zur
Mobilisierung von zusatzlichem Wohnbauland in dem weitgehend unstrukturierten Sied-
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1.8.2.

1.8.3.

1.8.4.

lungsbereich auf. Das Ergebnis dieser Grobanalyse wurde durch die Planungen des Ent-
wicklungskonzeptes Nirnberg 2000 bestatigt.

Die Stadt NUumberg mdéchte zur Vermeidung einseitiger Bevolkerungsstrukturen insbesonde-
re das Angebot an den entsprechenden Bauflachen im Einfamilienhaussegment erheblich
verbessern. Umzugswillige Haushalte sollen kinftig mit geeigneten Wohnangeboten vor al-
lem im Ein- und Zweifamilienhausbereich im Stadtgebiet gehalten werden. Wohnbauflachen
kénnen im Umland in der Regel glinstiger angeboten werden als im Nurnberger Stadtgebiet.
Ein erhéhtes Wohnbauflachenangebot wirkt in doppelter Weise gegen die Stadt-Umland-
Wanderung. Sie befriedigt einerseits die Flachennachfrage und dampft andererseits tenden-
ziell das Baulandpreisniveau im Stadtgebiet. Durch den Erlass der Satzung Uber die formli-
che Festlegung des stadtebaulichen Entwicklungsbereiches Nirnberg Herpersdorf (STEM
Herpersdorf) vom 14.07.1993 kann ein Teil des gesamtstadtischen Konzeptes zur zligigen
Befriedigung des erhdhten Wohnbedarfs abgedeckt werden. Aufgrund dessen ist im Fla-
chennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan der Bereich der ,Stadtebaulichen Ent-
wicklungsmafRnahme Nirnberg - Herpersdorf vorwiegend als Wohnbauflache mit gliedern-
den Grinzugen dargestellt.

VERKEHR

Der Standort ist mittels Buslinien an das o6ffentliche Personennahverkehrsnetz der Stadt
Nirnberg (OPNV) angebunden, sodass fiir aktuell und auch kiinftig anséssige Bewohner die
Mdglichkeit besteht, auf 6ffentliche Verkehrsmittel zuriickzugreifen. Ferner ist im wirksamen
Flachennutzungsplan eine OPNV-Trasse fiir eine Stadtbahn/ StraRenbahn vom Stadtzent-
rum aus Uber Weiherhaus / Herpersdorf bis nach Kornburg dargestellt.

Aus diesem Grunde ist im Osten des Entwicklungsgebietes ein gliedernder Griinzug zwi-
schen vorhandener und geplanter Bebauung vorgesehen, der uUberlagernd die Funktion ei-
ner Trassensicherung fur eine zukunftige ErschlieBung durch ein schienengebundenes 6f-
fentliches Nahverkehrsmittel erfllt.

VERSORGUNG / TECHNISCHE INFRASTRUKTUR

Aufgrund der finanziellen und technischen Vorleistungen (Grunderwerb, verkehrliche und
sonstige Erschlieffung / Kanalisation, errichtetes Blockheizkraftwerk etc.) muss einerseits an
der baulichen Entwicklung des gesamten sudlichen Entwicklungsbereiches festgehalten
werden, zum anderen ist wegen veranderter Rahmenbedingungen eine stadtebauliche Um-
setzung des letzten Teilbereiches der EntwicklungsmalRnahme nur mittels eines neuen Be-
bauungsplanverfahrens maglich.

STADTEBAULICHE ENTWICKLUNGSMASSNAHME/ BEBAUUNGSPLANE

Zur Umsetzung und Konkretisierung der stadtebaulichen Planungsziele sollten im Rahmen
der vorzeitigen Bebauungsplane Nr. 4340 A (Herpersdorf-Nord) und Nr. 4340 B (Herpers-
dorf-Sud) die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir eine 2 - 4-geschossige Wohnbebau-
ung und deren Erschliefung geschaffen werden. Der Bebauungsplan Nr. 4340 A ist seit dem
07. 02. 2001 rechtsverbindlich. Das im Bebauungsplan Nr. 4340 B beabsichtigte Planungs-
ziel war die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die Realisierung von
Geschosswohnungen sowie von Familienheimen. Vor allem im Bereich beiderseits der Ku-
binstrale und in Verlangerung fur die Flachen &stlich des Eichenldhleins sah der Bebau-
ungsplan eine massierte Geschossbebauung teilweise mit einem gemeinsamen Garagen-
haus und einer Tiefgarage vor.

Aufgrund der im Verfahren vorgebrachten Bedenken und Anregungen zur Planung einerseits
und aufgrund der geanderten Situation auf dem Wohnungsmarkt andererseits, hat sich die
Verwaltung entschlossen, das Bebauungsplanverfahren Nr. 4340 B in seiner Gesamtheit
einzustellen und zeitversetzt die Bebauungsplanverfahren Nr. 4502 und Nr. 4537 jeweils mit
neu definierten Geltungsbereichsgrenzen einzuleiten und durchzufihren. Mit Veroffentli-
chung im Amtsblatt am 22.03.2006 wurde der Bebauungsplan Nr. 4502 rechtsverbindlich.
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1.8.5.

1.8.6.

1.8.6.1.

EINGRIFF IN NATUR UND LANDSCHAFT / BEWERTUNG DER EINGRIFFE

Der Bebauungsplan setzt die Uberbaubaren Grundstiicksflachen im Planungsgebiet als all-
gemeine Wohngebiete fir eine Uberwiegende Einfamilienhausbebauung mit einem geman
der Baunutzungsverordnung (BauNVO) maximal moglichen Versiegelungsgrad von 0,4
(GRZ = 0,4) fest. Durch die zu erwartenden Baumalinahmen (Gebaude und Stral3en) wer-
den Acker- und Wiesenflachen sowie extensiv oder nicht genutzte Ruderalfluren und in ge-
ringem Umfang Hecken beseitigt. Mit der Bereitstellung von Ausgleichsflachen wird den 6ko-
logischen Aspekten der Bauleitplanung — insbesondere im Sinne des § 1a BauGB — entspro-
chen. Innerhalb des Bebauungsplangebietes ist auf Grund der wirtschaftlichen Zwange der
STEM - Herpersdorf eine Reduzierung der ausgewiesenen Bauflachen zugunsten weiterer
AusgleichsmalRnahmen Uber die im Planteil hinaus festgesetzten Griinordnungsmal3nahmen
nicht ableitbar.

Die Festsetzungen innerhalb der Bauflachen dienen der Vermeidung von Eingriffen und lie-
gen damit im o6ffentlichen Interesse. Die Festsetzungen zu Ausgleichsmalinahmen finden
uberwiegend auf offentlichen Flachen statt. Mit diesen Festsetzungen wird den rechtlichen
Vorgaben entsprochen und liegen somit ebenfalls im &ffentlichen Interesse. Zum einen wird
eine Bebauung ermdglicht, zum anderen werden die Ziele des Naturschutzes und des Bo-
denschutzes mit den Festsetzungen umgesetzt.

AUSGLEICHSNACHWEIS

Innerhalb des Planungsgebietes werden die Ausgleichspotentiale im Bereich der Flie3ge-
wasser und der gewassernahen Standorte genutzt. Vorgesehen ist die naturnahe Gestaltung
der FlieRgewasser mit Feuchtwiesenarealen und extensiven Wiesen. Erganzend sind Baum-
reihen zur Gliederung der Bau- und Grinflachen vorgesehen. Fur den Eingriff in die nach
Art. 13 BayNatSchG geschitzte Nass- und Feuchtwiese, Grof3e ca. 1500 m?, die in zentrale
Lage der Bauflache nicht erhalten werden kann, stehen in Gewasserndhe ausreichende
Ausgleichsflachen zur Verfugung. Der rechnerisch erreichte Ausgleich fir das gesamte Pla-
nungsgebiet wurde durch Gegenuberstellung von Bestandswerten und Wert nach der Pla-
nung ermittelt. Er ergibt im Ergebnis eine Kompensation des Eingriffs von ca. 84 % im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes.

Artenschutzrechtliche AusgleichsmalRnahmen

Die in der speziellen artenschutzrechtlichen Prifung (saP) vom Juni 2008 als konfliktvermei-
dende MalRnahme fir die im Untersuchungsgebiet nachgewiesene Zauneidechse geforderte
,Neuanlage von Lesesteinhaufen und slidexponierten Rohbodenstandorten mit fir die Art
grabfahigem Boden sldlich der neu geplanten Stral’e“ wurde im sudexponierten Bo-
schungsbereich der Stralle ,A“ festgesetzt.

FACHLICHE GRUNDLAGE DER FESTSTELLUNG DES AUSGLEICHS

Durch die geplante Bebauung entstehen Eingriffe im Sinne von § 18 Bundesnaturschutzge-
setz (BNatSchG) bzw. § 6 Bayerisches Naturschutzgesetz (BayNatSchG).

Nach § 18 Abs. 1 BNatSchG bzw. § 6 Abs. 1 BayNatSchG ist der Eingriff in Natur und Land-
schaft wie folgt definiert: "Eingriffe in Natur und Landschaft sind Veranderungen der Gestalt
oder Nutzung von Grundflachen oder Veranderungen des mit der belebten Bodenschicht in
Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts
oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beeintrachtigen kénnen."

Gemal § 19 Abs. 1, 2 BNatSchG bzw. § 6a Abs. 1 BayNatSchG ist der Verursacher eines
Eingriffs verpflichtet, vermeidbare Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft zu unterlas-
sen sowie unvermeidbare Beeintrachtigungen durch MalRnahmen des Naturschutzes und der
Landschaftspflege vorrangig auszugleichen (AusgleichsmaRnahmen) oder in sonstiger Wei-
se zu kompensieren (ErsatzmalRnahmen), soweit es zur Verwirklichung der Ziele des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege erforderlich ist.

Ausgeglichen ist ein Eingriff, wenn nach seiner Beendigung keine erhebliche oder nachhalti-
ge Beeintrachtigung des Naturhaushalts zuriickbleibt und das Landschaftsbild landschafts-
gerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist.
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Sofern ein solcher Eingriff, wie im vorliegenden Fall, im Rahmen der Bauleitplanung vorge-
nommen wird, regelt § 21 Abs. 1 BNatSchG das Verhaltnis zum Baurecht: "Sind auf Grund
der Aufstellung, Anderung, Ergéanzung oder Aufhebung von Bauleitplanen oder von Satzun-
gen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 des Baugesetzbuchs Eingriffe in Natur und Landschaft zu
erwarten, ist Uber die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des
Baugesetzbuches zu entscheiden.”

Ausgangspunkt fur die Behandlung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung ist § 1a Abs.
3 Satz 1 BauGB, der festlegt, dass der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur und
Landschaft durch geeignete Darstellungen nach den §§ 5 und 9 BauGB als Flachen oder
Maflinahmen zum Ausgleich erfolgt.

Die artenschutzrechtlichen Belange werden in § 42 BNatSchG geregelt, der Vorschriften fur
besonders geschiitzte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten enthalt.

1.8.6.2. NATURSCHUTZRECHTLICHE AUSGLEICHS-/ ERSATZMASSNAHMEN

Art der

Schutzgut/ mogliche MaRRnahme zur Vermeidung (Vm), Verringerung (Vr)

. . e | umge-
Belang ATESTHA) und zum Ausgleich (A) negativer Auswirkungen ﬁjﬁg? setzt
) MaRnahme vm |Vr [A
Uberbauung ¢  Okologische Aufwertung von Boden im Be- Fest-
wertvoller Béden reich der Griinflaiche durch Schaffung natur- X |set- |V
naher Bereiche zung
Verlust natlrlicher | Reduzierung der Versiegelung auf das not- v
Bodenfunktion wendige Mal X
¢ Verwendung von wasserdurchlassigen We- Fest-
ebefestigungen x set- |V
9 gunge zung
Reduzierung der |e Festsetzung von versickerungsfahigen Bela- Fest-
Grundwasser- gen fir private und 6ffentliche Wege sowie X set- |V
Boden/ neubildung KfZ-Stellplétze zung
Wasser ¢ Einleitung von Niederschlagen direkt in den Fest-
X set- |V
Gaulnhofener Graben
zung
¢ Versickerung von Niederschlagswassern % :zf_t' v
direkt auf den Grundstiicken (soweit moglich) zung
e Errichtung von Zisternen X
Beeintrachtigung |e Vermeidung einer Riegelwirkung durch Ver-
der Grundwas- zicht auf lange Hauserzeilen quer zur Grund- X v
serverhaltnisse wasserfliefrichtung
Uberbauung der . j
13d-Flache o Freihaltung der Flache von Bebauung X
Fest-
¢ Ausgleichspotentiale in Gewassernahe X |set- |V
zung
Eingriff in Natur Fest-
und Landschaft ¢ Erhalt der Ufergehdlzsaume X set- |V
zung
Fest-
Tiere, e naturnahe Gewassergestaltung X |set- |V
Pflanzen, zung
biologische o Umwandlung von Ackerflachen in Feucht- Fest-
3 . X |set- |V
Vielfalt und Nasswiesen
zung
¢ Baufeldraumung auf3erhalb der Vegetations-/ Be-
. X grun |v
Brutzeit d
ung
¢ Neuanlage von Lesesteinhaufen und siidex- Fest-
ponierten Rohbodenstandorten sudl. der X set- |V
neuen Stralle zung
¢ Geschwindigkeitsbeschrankung auf Tempo Be-
; ) X grun |v
30 im Baugebiet dung
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1.8.7.

1.8.7.1.

Durchgrinung des Baugebietes mit Baum- Feit'
reihen set-
o zung
Beeintrachtigung
Landschaft | des Landschafts- Ortsrandeingriinung Fest-
bildes
set-
Erhalt der Ufergehdlze
zung
Mensch/ Beeintrachtigung Rad-/Fuliwegeverbindung/Feldweg in Ver- Fest-
Erholun der Naherho- langerung der Réthestralle set-
9 lungsnutzung zung
Mensch/ | verkehrsbedingte Larmmessungen und ggfs. Durchfiihrung von
Larm Larmimmissionen Larmschutzmaflnahmen
zusatzliche Belas- Nutzung erneuerbarer Energien als Haupt-
tung der Atmo- energietrager
sphéare durch CO. — -
; ¢ Begrenzung des Primarenergiebedarfs auf %
Klima Passivhausstandard
¢ solaroptimierte Gebaudeplanung durch Siid-
orientierung der Gebaude und Festsetzung X
von Pultdachern (anstelle von Satteldachern)

ABWAGUNG UMWELTSCHUTZENDER BELANGE ZUGUNSTEN ANDERER GEWICHTI-
GER BELANGE

SATZUNG UBER DIE STADTEBAULICHE ENTWICKLUNGSMASSNAHME
NURNBERG - HERPERSDORF

Fir die weitere Abwagung mafgebend ist die ,Satzung der Stadt Nirnberg Uber die formli-
che Festlegung des stadtebaulichen Entwicklungsbereiches ,Nirnberg Herpersdorf‘ (Ent-
wicklungssatzung ,Nurnberg - Herpersdorf‘). Diese Satzung kam in einem formalen Verfah-
ren unter Beteiligung der Betroffenen sowie der Trager oOffentlicher Belange und der stadti-
schen Dienststellen zustande. Sie wurde vom Stadtrat am 14.07.1993 unter Zugrundelegung
des ,Berichts Uber die Grinde, die der formlichen Festlegung als stadtebaulichen Entwick-
lungsbereich rechtfertigen (Begriindung)“ beschlossen und nach Prifung durch die Regie-
rung von Mittelfranken von dieser ohne Einschrankung genehmigt. Mit Verdéffentlichung im
Amtsblatt ist die Satzung am 08.12.1993 in Kraft getreten. Seit diesem Stichtag ist das Be-
sondere Stadtebaurecht nach § 165 ff BauGB anzuwenden. Das heil3t unter anderem, dass
sich die MaRnahme seit diesem Zeitpunkt faktisch in der Durchfuhrung befindet (Grunder-
werb, Neuordnung der Grundstlicke, Herstellung der ErschlieBung sowie der sozialen und
technischen Infrastruktur, VerauRerung der Grundstiicke, AusgleichsmalRnahmen).

Die der Entwicklungssatzung zugrunde liegenden Inhalte sind in der Begrindung niederge-
legt. Sie sind umfassend mit den Tragern 6ffentlicher Belange und den stadtischen Dienst-
stellen in einem eigenstandigen Instruktionsverfahren abgestimmt. Aufgrund der in den Stel-
lungnahmen von Upl, UschA und GBA vorgegebenen Schlisselzahlen wurden die entspre-
chenden Flachen fur AusgleichsmalRnahmen in den Satzungsbereich einbezogen und im
Hinblick auf die notwendige pauschale Enteignungsmoglichkeit auch so begriindet. Letztlich
wurde im Hinblick auf die Bestandskraft der Satzung die weitestgehende Variante mit 6,4 ha
Flache fur AusgleichsmalRnahmen in den stadtebaulichen Entwicklungsbereich einbezogen.

Die Einbeziehung von 6,4 ha landwirtschaftlich genutzter Flache zugunsten von &kologi-
schen Ausgleichsmafinahmen wurde seinerzeit als besondere Leistung der stadtebaulichen
EntwicklungsmaRRnahme gesehen. Dies ist dokumentiert in der Begrindung zur Entwick-
lungsmafinahme insbesondere auf den Seiten 13 ff, 31 und 32. Ausdricklich festgestellt wird
darin, dass mit den bereitgestellten Ausgleichsflachen den dkologischen Aspekten der Bau-
leitplanung - insbesondere im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes — voll entsprochen ist.
Hierbei ist festzustellen, dass dies die einvernehmlich abgestimmte Haltung der zustandigen
Dienststellen sowie der betroffenen Trager 6ffentlicher Belange war, der der Stadtrat mit Be-
schluss vom 14.07.1993 einstimmig gefolgt ist.
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1.8.7.2.

1.8.7.3.

Auf dieser Basis wurde flir den gesamten stadtebaulichen Entwicklungsbereich am
26.01.1994 das Bebauungsplanverfahren Nr. 4340 eingeleitet. Nach dem Besonderen Stad-
tebaurecht sind namlich fir die Neuordnung der — gegebenenfalls durch Enteignung — er-
worbenen Grundstlicke die planungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen. Dies kann
durch einen Bebauungsplan oder durch mehrere Teilbebauungsplane erfolgen.

WURDIGUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 4340

Der Bebauungsplan Nr. 4340 hat mit zweimaliger 6ffentlicher Auslegung das gesamte Ver-
fahren durchlaufen. Mit Beschluss des Stadtrates vom 13.12.1995 erfolgte eine Teilprifung
der Bedenken und Anregungen zum Entwurf des Bebauungsplanes. Somit lagen fur Teilbe-
reiche des Bebauungsplanes, namlich Planblatt A (Herpersdorf-Nord) und dem nérdlichen
Teil des Planblattes B (Herpersdorf-Stid) Planungsrecht nach § 33 BauGB vor. Auf die Ab-
wagung in der Begriindung (Seite 26 ff) wird verwiesen. Sie ist im Wesentlichen auch heute
noch gultig. Sdmtliche Ausgleichsmaflinahmen wurden innerhalb des Entwicklungsbereiches
begriundet. Das sich ergebende Ausgleichsdefizit wurde mit den anderen, die Ziele der Ent-
wicklungsmalRnahme begriindenden Belangen abgewogen und gewichtet. Alle Malihahmen
innerhalb des gesamten Entwicklungsbereiches wurden als eine Einheit gesehen. An dieser
Beurteilung darf sich auch heute und auch bei Teilbebauungsplanen entsprechend den Ent-
wicklungsstufen nichts andern. Die Teile sind immer in Bezug auf die gesamte Entwick-
lungsmaflinahme zu begrinden. Die EntwicklungsmalRnahme mit den Regelungen des Be-
sonderen Stadtebaurechts lasst diese Betrachtungsweise zu bzw. erfordert diese geradezu,
da sie ja auf der Basis eines der Entwicklungssatzung zugrunde liegenden Rahmenplans er-
folgt und somit die Klammer bildet.

Wie schon aus vorgenannten Grinden erlautert (s. Punkt 1.8.4. stddtebauliche Entwick-
lungsmalinahme/ Bebauungsplane), wurde das Bebauungsplanverfahren Nr. 4340 (Planblatt
B) am 19.09.2002 eingestellt und fir den &stlichen Teilbereich der Entwicklungssatzung der
Bebauungsplan Nr. 4502 aufgestellt. Die Beurteilung des Ausgleichsbedarfs hat sich jedoch
an den Stichtag der Einleitung der EntwicklungsmafRnahme (14.07.1993) und nicht an dem
Tag der Einleitung eines Teilbebauungsplanverfahrens zu orientieren. Die zwischenzeitlich
héherwertige 6kologische Bedeutung ist durchaus anzuerkennen, sie darf jedoch nicht mehr
in die Beurteilung mit einbezogen werden, da sich die gesamte MaRnahme — unabhangig
davon, ob bereits ein Bebauungsplan existiert oder nicht — in der Durchfihrung befindet.

WIRTSCHAFTLICHE DURCHFUHRUNG DER ENTWICKLUNGSMASSNAHME

Eine Grundvoraussetzung flr die wirtschaftliche Durchflihrung der stadtebaulichen Entwick-
lungsmaflnahme Herpersdorf war das urspringlich festgesetzte Verhaltnis zwischen Netto-
baulandflache (11,13 ha) und Ausgleichsflachen (6,4 ha). In den Wirtschafts- und Finanzpla-
nen des zunachst eingesetzten Treuhdnders und des nun zustandigen Regiebetriebes wur-
den die sich daraus ergebenden Finanzbedarfe und Erl6se entsprechend eingestellt. Die im
Rahmen der Bebauungsplanverfahren einzustellenden Kosten fur 6kologische Ausgleichs-
maflnahmen sind ausschlief3lich Uber die stadtebauliche EntwicklungsmaRnahme zu finan-
Zieren.

Im Rahmen der Abwéagung ist dartuber hinaus bei einer ganzheitlichen Betrachtung zu be-
ricksichtigen, dass bereits erhebliche Vorleistungen erbracht wurden. Genannt sei hier die
bereits erwahnte Errichtung eines Heizkraftwerkes als Beitrag zur CO*-Minderung mit einem
Zuschuss aus der EntwicklungsmafRnahme in damaliger Hohe von 2,1 Millionen DM (ca.
1.074.000 EURO)sowie die Herstellung eines (teueren) Trennsystems im noérdlichen Bereich.
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1.8.7.4. SOLARENERGETISCHE UBERPRUFUNG

1.8.7.4.a. STADTEBAU

Auf eine Verschattungssimulation wurde verzichtet.

Begrindet wird dies zum einen damit, dass auf Grund der liberalen Festsetzungen — das
sind im Wesentlichen grof3ziigige Baufelder, Angabe der Zahl der Vollgeschosse als
Hochstgrenze und die Zulassigkeit unterschiedlicher Dachformen und -neigungen - die La-
ge und Hohe eines Gebaudes im Bebauungsplan nicht absolut festgelegt sind. D. h. die
Baukoérperposition sowie dessen Hohe kénnen, auch wenn sie den Festsetzungen des Be-
bauungsplanes entsprechen, trotzdem variabel sein.

Sehr detaillierte planerische Vorgaben widersprechen allerdings der aktuellen Tendenz, in
Bebauungsplanen die planungsrechtlichen Festsetzungen auf das Notwendigste zu redu-
zieren, um sie flexibler zu gestalten und leichter an sich dndernde Bauinteressen und
Marktlagen anzupassen.

Neben der erforderlichen Kontrolle der Bebauungsplan-Festsetzungen ist des Weiteren zu
beachten, dass Befreiungen von Festsetzungen eines solaroptimierten Bebauungsplans
leicht die Grundziige der Planung berlhren kénnen (§ 31 Abs. 2 BauGB). Da die Vermei-
dung von Verschattung ein wesentliches Element des Planungskonzeptes ist, durften Be-
freiungen in der Regel nicht vertretbar sein.

Zudem fallt das Baugebiet von Norden nach Siden um nahezu 5,0 Meter ab. Gleichwonhl
die Gebaudestellung im Bebauungsplan nur hinweislich mit Stid- oder Stidwestausrichtung
dargestellt sind, bedeutet das, dass bei Umsetzung nach den Intentionen des Bebauungs-
planes die sudlicher gelegenen Gebaude auf Grund ihrer tieferen Héhenlage bei gleicher
Geschosszahl oder weniger, die hoher gelegenen Gebaude von natur aus weniger ver-
schatten.

Simulationsmodelle bei anderen Bebauungsplan-Verfahren im Stadtgebiet, die unter dem
Thema ,energieeffiziente Bauleitplanung“ untersucht wurden, haben als Ergebnis gezeigt,
dass flr einen solarenergetisch optimierten Stadtebau eine wesentlich héhere Festset-
zungsdichte mit eng gezogenen, prazise ausgerichteten Baufeldern, Angaben von Traufh6-
hen, Dachformen- und Neigungen erforderlich ist. Trotz Optimierung des stadtebaulichen
Entwurfs hinsichtlich der Verschattungssituation stellen die solaren Gewinne insgesamt nur
einen kleinen Teil dar, wenn man sie den Transmissionswarmeverlusten eines EnEV-
Gebaudes gegenuber stellt.

Das Ziel, durch die Stellung der Baukorper die solaren Gewinne zu optimieren, kdnnen nur
mit folgenden Festsetzungen in einem Bebauungsplan erreicht werden:

- Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 BauGB):
Durch Festsetzung der Stellung der baulichen Anlagen wird Gber das Grundpotenzial
passiv solarer Energienutzung bestimmt.

- Uberbaubare Grundstiicksflache (gem. § 23 BauNVO):
Baulinien, Baugrenzen und/oder Bebauungstiefen (Baufenster) bestimmen Uber ver-
schattungsrelevante Gebaudeabstande und Uber die spéatere Orientierung; dariber hin-
aus werden die Grundvoraussetzungen fur die Kompaktheit gelegt.

- Aussagen zu Nebenanlagen auf den nicht Gberbaubaren Grundstticksflachen

- MaR der baulichen Nutzung (gem. §§ 16 ff. BauNVO):
Grundflachenzahl, Geschossflachenzahl
Zahl der Vollgeschosse

- Hohe der baulichen Anlagen (Trauf-/ Firsthéhe)

- Bauweise (gem. § 22 BauNVO)
Die Festlegung der Bauweise bestimmt tiber die Kompaktheit der Gebaudetypen.

- Abstande der Gebaude zur Verbesserung der solaren Gewinne (gem. BayBO oder hier-
von abweichend nach § 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB)
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1.8.7.4.b.

1.8.7.5.

- Dachform, Dachneigung (Integration in den Bebauungsplan durch Gestaltungssatzung
uber § 9 Abs. 4 BauGB)

Zusatzlich kénnen noch Aussagen zu der Art und Ort der Bepflanzung gemacht werden, um

eine Verschattung durch Badume zu vermeiden (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 lit. b BauGB).

PASSIVHAUS

Vor allem die energetische Optimierung der Bauqualitat stellt ein grofes Potential fir die
Reduktion des Jahresheizwarmebedarfs dar. (Die Warmebrickenfreiheit und die genaue
Festlegung der Warmedammebene bei Gebauden mit Keller sind in energieeffizienten Ge-
baudeanlagen unverzichtbar.) Auch wird sie durch eine Prazisierung der Anlagentechnik -
Heizung, Warmwasser - oder der Warmedammung einerseits und speziellen Erfahrungen
in der Baukorperausformung — wie z. B. nach Siiden orientierte grof3e Fensterflachen - an-
dererseits erreicht. Das eigentlich Wesentliche ist jedoch die Kombination dieser Mal3nah-
men. Der Einsatz bestimmter Energien lasst sich aus dem § 9 Abs. 1 Nr. 23 lit. b BauGB
nicht ableiten, so dass sich dies ebenso wenig wie energetische Standards (z.B. Passiv-
haus oder Niedrigenergiehaus) in einem Bebauungsplan festsetzen lasst, da hierzu der bo-
denrechtliche Bezug fehlt. Solche Vorgaben kdnnen nur bzw. am einfachsten im Rahmen
von vertraglichen Vereinbarungen beim Verkauf stadtischer Liegenschaften geregelt wer-
den.

ZUSAMMENFASSENDE BEWERTUNG

Die Stadt Nurnberg entscheidet sich aus folgenden bzw. aus den bereits beschriebenen
Grunden des Gemeinwohles daflr, den Eingriff in Natur und Landschaft wie durch das Vor-
haben hervorgerufen, zuzulassen, mit der Konsequenz, dass nur annahernd 84 % des Ein-
griffs ausgeglichen werden:

1. Unter Wahrung der Beschlussfassung durch den Nurnberger Stadtrat vom 14.07.1993 zur

Durchfihrung einer stéddtebaulichen EntwicklungsmaRnahme und der férmlichen Festle-
gung des stadtebaulichen Entwicklungsbereiches Nirnberg — Herpersdorf als Satzung
gemal § 165 BauGB, deren einheitliche Vorbereitung und ztgigen Durchfihrung im 6f-
fentlichen Interesse liegt, halt die Stadt Nurnberg den Standort — insbesondere den sudli-
chen Entwicklungsbereich — nach wie vor geeignet, den Zielsetzungen der Entwicklungs-
satzung gerecht zu werden, um die Flachen einer notwendigen Wohnbebauung zuzufih-
ren.
Daruber hinaus sind bei der Aufstellung von Bebauungsplanen gemal § 1 Abs. 6 Nr. 2
BauGB die Befriedigung der Wohnbedurfnisse der Bevdlkerung als vorzugswirdiger Be-
lang und gemal § 1 Abs. 6 Nr. 11BauGB die Ergebnisse einer von der Gemeinde be-
schlossenen sonstigen stadtebaulichen Planung zu bertcksichtigen. Aus diesem Grunde
haben die eingangs angeflhrten Untersuchungen Uber den erhéhten Bedarf an Wohnun-
gen weiterhin Glltigkeit, denn die Schaffung von ausreichendem Wohnraum fur die indivi-
duelle Entwicklung des Menschen hat zwangslaufig einen hohen Stellenwert.

2. Im Rahmen der Durchfiihrung der stadtebaulichen EntwicklungsmalRnahme lasst die du-
Rerst angespannte Haushaltslage einen freiwilligen Ankauf von Privatgrundsticken fir
weitere planexterne AusgleichsmalRnahmen aufierhalb des Geltungsbereiches der Ent-
wicklungsmaflinahme nicht zu. Entsprechende Mittel kdnnen aus heutiger Sicht auch mit-
telfristig nicht bereitgestellt werden, da im Wirtschaftsplan ein entsprechender Ansatz
nicht vorgesehen war.

3. Die im Umgriff des Bebauungsplanes Nr. 4537 liegenden Grundstlicke sind mit den fest-
gesetzten Ausgleichsmaflinahmen im Hinblick auf die 6kologische Optimierung ausgereizt.

4. Eine Reduzierung des Bauraumes innerhalb des Bebauungsplangebietes muss wie unter
Punkt 1 schon erwahnt als unverhaltnismaRiges Mittel abgelehnt werden, da diese Mal3-
nahme das Rechnungsergebnis der STEM nach deren Abschluss erkennbar in hohem
Male ungunstig beeinflussen wirde.

5. Sonstige geeignete MaRnahmen zum Ausgleich i.S. § 1a BauGB liegen nicht vor.

33



1.9.

1.10.

1.11.

6. Mit der zeitnahen Einleitung und Durchfiihrung des Bebauungsplanverfahrens Nr. 4537
fur den Bereich dstlich der Kemptener Strafle kénnen neben weiteren Siedlungsflachen
zusatzliche okologische Ausgleichsflachen bereitgestellt werden. Bei Weiterentwicklung
dieser restlichen STEM-Flachen von Herpersdorf-Std kann als Ausgleichsflachennach-
weis die Prognose von UwA vom 15.06.2004 zugrunde gelegt werden. Gemalf dieser ta-
bellarischen Auflistung sollten bei einem Bestandswert von 47867 Wertepunkten (Ge-
samtflache der EntwicklungsmalRnahme Herpersdorf-Sid abziglich der Teilflachen die fur
den Bebauungsplan Nr. 4340 Planblatt C verwendet wurden) bei Bestandserhaltung, Pla-
nung und Aufwertung 37.103 Wertepunkte erreicht werden, was aus damaliger Sicht ei-
nen prozentualen Ausgleich von 77,7 % bedeutete.

Ohne den Teilbereich Bebauungsplan Nr. 4340 Planblatt C betrégt der errechnete prozen-
tuale Mittelwert der Kompensation des Eingriffs fiir die gesamte sldliche Entwicklungs-
mafRnahme nach heutigem Stand ca. 73,5 %.

BODENORDNENDE MASSNAHMEN

Die Grundstiicke werden im Rahmen der Stadtebaulichen Entwicklungsmaflnahme neu ge-
ordnet.

ABWASSERBESEITIGUNG

In der Kemptener StraBe und weiter in der Radmeisterstrale ist die Herstellung eines Vor-
flutkanals DN 1400 STB beabsichtigt, der die Voraussetzung der weiteren Gebietserschlie-
Bung darstellt. Die voraussichtliche Bauzeit fur diesen Kanal mit einer Léange von ca. 480 m
wird voraussichtlich von Marz 2008 bis Juni 2009 sein. Uber neu zu bauende Sammelkanéle
wird das Baugebiet an die Kanalisation angeschlossen. Diese Mal3hahme dauert voraus-
sichtlich von August 2008 bis Juli 2009.

Das Gebiet wird im Mischsystem entwéssert. Die Grundwasserndhe bedingt eine meist un-
gunstige Versickerungseignung.

Durch die Malinhahme wird das Bebauungsplangebiet Nr. 4502 angekoppelt und somit die
Entwasserungssituation in der Kubinstralle entscharft.

Die geplanten Entwasserungskanale befinden sich in ausreichend breiten und als Ortsstralle
gewidmeten Strallenflachen.

KOSTEN

Im festgelegten stadtebaulichen Entwicklungsbereich werden die Kosten fur Grunderwerb,
die offentlichen Verkehrsflachen, Ausgleichs- und Ersatzmal®nahmen oder evtl. sonstige
Grinflachen daher aus der stadtebaulichen Entwicklungsmafinahme zu finanzieren sein.

Nach Uberschlagiger Schatzung entstehen der Stadt Nirnberg fur MaRnahmen, die zur Ver-
wirklichung der Planung erforderlich sind, voraussichtlich folgende Kosten:

Die entwasserungstechnische Erschlieung des Gebietes wird insgesamt ca. 700.000 € kos-
ten, der stadtische Anteil davon betragt ca. 170.000 €

Nurnberg, den 30.09.2008
Stacft lanungsamt

epber

'

eiter Stadtplanungsamt
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Umweltprifung

B-Plan Nr. 4537 Herpersdorf Sid-
west

FORTSCHREIBUNG
UMWELTBERICHT

STAND: 12.09.2008
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UB zum B-Plan 4537 Stand 12.09.2008

1. Einleitung

Das Bebauungsplan (B-Plan)-Verfahren Nr. 4537 wurde am 12.10.2006 eingeleitet. Im
Rahmen des B-Planverfahrens ist eine Umweltpriifung durchzufihren und ein Umweltbe-
richt zu erstellen'. Zu dem o.g. B-Plan liegt bereits ein 1. Entwurf zum Umweltbericht
(Stand:8/2005). Aufgrund gesetzlicher Neuerungen im Wasserrecht mussten die Pla-
nungen mehrfach Uberarbeitet werden. Grundlage fiir die anstehende Fortschreibung des
Umweltberichtes ist der geanderte B-Planentwurf Nr. 4537 von Stpl vom 01.08.2008.

Das ca. 6,4 ha grof3e Plangebiet liegt im Studen des Stadtgebietes im Ortsteil Herpers-
dorf, Gemarkung Worzeldorf. Die noch unbebauten Grundstiicke im Plangebiet werden
derzeit Uberwiegend landwirtschaftlich genutzt.

1.1 Ziele des Bebauungsplanes / Festsetzungen

Ziel des Bebauungsplanes ist die Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes (ca. 2,7
ha) fur ca. 450 Einwohner sowie einer offentlichen Griinflache (ca. 2,8 ha) bzw. &ffentli-
cher Verkehrsflache (ca. 1 ha).

Die detaillierte Beschreibung der Planungsziele und Festsetzungen sowie das grinordne-
rische Konzept sind dem Planbericht zu entnehmen.

1.2 Plangrundlagen

Im wirksamen Flachennutzungsplan (FNP) mit integriertem Landschaftsplan ist das Pla-
nungsgebiet als Bauflache (Wohnbauflache) sowie Grinflache mit Gewésser dargestellt.
Das Plangebiet ist Teil der Stadtebaulichen Entwicklungsmal3nahme ,Ntrnberg-
Herpersdorf*. Teilflachen des Plangebietes liegen im Landschaftschutzgebiet Nr. 12. Teil-
bereiche des Rotegrabens und Gaulnhofener Grabens sind als Landschaftsbestandteile
(LB Nrn. 3:30 und 3.31) gesichert. Die Gewdasservegetation und die Feuchtgebiete im
Bereich des Gaulnhofer Grabens und des Rétegraben sind sowohl in der Stadtbiotopkar-
tierung (Nr. 392) als auch im Arten- und Biotopschutzprogramm der Stadt Nurnberg
(ABSP) als lokal bedeutsamer Lebensraum (Nr. 934) erfasst worden. FFH oder SPA-
Gebiete? sind von der Planung nicht betroffen.

1.3 Umweltrelevante Ziele aus Fachgesetzen und Fachplanen

Nach § la BauGB und den Grundsatzen des Landesentwicklungsprogrammes Bayern
2006 soll mit Grund und Boden schonend umgangen werden, d.h. der Flachenverbrauch
verringert, einer Innenverdichtung Vorrang gegeben und Bodenversiegelungen auf das
notwendige Mald begrenzt werden. Nach dem Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG)
sollen die Funktionen des Bodens nachhaltig gesichert werden, schadliche Bodenveran-
derungen abgewehrt und Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden ge-
troffen werden. Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeintrachtigungen seiner natir-
lichen Funktionen soweit wie moglich vermieden werden.

! nach § 2 Absatz 4 BauGB

2 die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der europaischen Vogel-
schutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes
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Der Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan enthélt fir das Plangebiet
folgende Zielaussagen zur Landschaftsentwicklung:

e Erhaltung und Entwicklung der Bach- und Grabensysteme als lineares Gerust fur
das Landschaftsbild, den Biotopverbund, Grinflachenverbund und ein tragfahiges
Rad-/Ful3wegenetz

e Schutz und Entwicklung gewassernaher Bereiche

e Schutz, Entwicklung und ressourcenschonende Bewirtschaftung von Flachen und
Bdden mit besonderer Bedeutung fir den Arten- und Biotopschutz sowie Wasser-
haushalt insbesondere der Uberschwemmungsgebiete

e Sicherung und Entwicklung von Erholungsrdumen

e extensiv genutzte Kultur- und Naherlungslandschaft im stadtnahen Aul3enbereich

Dem Grundsatz des Artikels 1a des Wasserhaushaltsgesetzes entsprechend sind
nachteilige Beeintrachtigungen der Gewasser, insbesondere auch des Grundwassers, zu
vermeiden.

Nach § 1 Abs. 5 und 6 BauGB gehdrt der globale Klimaschutz und der Einsatz erneuer-
barer Energien zu einer gemeindlichen Aufgabe im Rahmen der Bauleitplanung.
Inwieweit die 0.g. Ziele im Bebauungsplan Nr. 4537 berucksichtigt werden, wird unter
Punkt 2 bei den einzelnen Umweltbelangen beschrieben.

2. Bestandsanalyse und Bewertung der Umwelt-auswirkungen /
Prognose bei Durchfihrung der Planung

2.1 Boden

Bestand

Die Flachen im Plangebiet sind Uberwiegend unversiegelt und werden landwirtschaftlich
genutzt. Bedingt durch den geologischen Untergrund (Sandsteine mit Zwischenlagerun-
gen toniger Horizonte) finden sich verbreitet staunédssebeeinflusste und — im Bereich der
Graben — grundwasserbeeinflusste Boden. Diese nassen bis (wechsel-) feuchten Boden
haben eine vorrangige Arten- und Biotopschutzfunktion. Die Schutzwiirdigkeit und Ein-
griffsempfindlichkeit ist hoch. Die Grundwassernéhe bedingt eine meist ungiinstige Versi-
ckerungseignung. Kenntnisse tber Altlasten oder Altlastenverdachtsflachen liegen nicht
vor.

Insgesamt hat der Boden im Planungsgebiet eine hohe Bedeutung

Auswirkungen / Prognose

Das Planungsgebiet liegt im Aul3enbereich und somit steht das Vorhaben im Wider-
spruch zum § la BauGB sowie den Grundsadtzen des Landesentwicklungsprogramm
Bayern 2006, wonach mit Grund und Boden schonend umgangen werden soll, und Bo-
denversiegelungen auf das notwendige Mal3 zu begrenzen sind. Landwirtschaftlich ge-
nutzte Flachen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden.

Aufgrund von Uberbauung, Bodenaushub und Versiegelung und Versiegelung gehen
zudem die 6kologischen Bodenfunktionen im Plangebiet weitgehend verloren. Durch den
Verzicht auf die Hauserzeile sudlich der neuen VerbinungsstraRe wurden die Auswirkun-
gen auf die besonders schitzenswerten Boden deutlich reduziert. Eine weitergehende
Kompensation ist durch die dkologische Aufwertung der verbleibenden Béden,z.B. durch
Schaffung naturbelassener Bereiche, méglich.
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Insgesamt konnen die Auswirkungen der Planung bei Umsetzung der Verringerungs-,
Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen auf das Schutzgut Boden als nicht erheblich einge-
stuft werden.

2.2 Wasser

Bestand

Im Planungsgebietes verlaufen der Gaulnhofer Graben sowie der Rétegraben. Das Ge-
lande ist Uberwiegend nach Sudwesten, zum Gaulnhofer/Rotegraben hin, geneigt. Der
Morphologie entsprechend flie3t das Grundwasser den Gelandetiefpunkten und den na-
turlichen Vorflutern zu.

Oberflachennahes Grundwasser (Stau-, Schichtwasser) ist z. T. bereits in Tiefen um 0,5
m anzutreffen. In héheren Lagen dirften Grundwasserflurabsténde von ca. 3 m herr-
schen. Derzeit ist das Planungsgebiet grof3tenteils (85%) unversiegelt; die Niederschlage
flieRen ungehindert oberflachig oder oberflachennah den Gewéssern im weiteren Umfeld
des Planungsbereichs zu. Bei der Grundwasserneubildung ist daher von mittleren Raten
auszugehen.

Insgesamt hat das Untersuchungsgebiet eine hohe Bedeutung und Wertigkeit fir das
Wasser.

Auswirkungen / Prognose

Durch die Realisierung der Planung werden bislang unbebaute Bereiche einer Nutzung
fur Wohnzwecke zugefihrt Die Bebauung bedingt eine Versiegelung bisher offener Fla-
chen und weitere Eingriffe in den Untergrund. Tieferliegende Gebaudeteile tauchen dabei
aufgrund der Flurabstande verbreitet in den oberflachennahen Grundwasserkorper ein.
Dadurch werden sowohl die Grundwasserneubildung als auch der oberflachige und ober-
flachennahe Wasserabfluss erheblich beeinflusst.

Aufgrund der bereits erfolgten Bebauung im Bereich Herpersdorf-Nord und Eichenl6hlein
fuhrt der Gaulnhofener/Rotegraben nur noch streckenweise Wasser bzw. féallt z.T. tro-
cken. Nachdem auch die vorgeschlagene Entwéasserung von Niederschlagen tber Re-
genwasserkanale in den Gaulnhofener/Rétegraben im Bereich Worzeldorf nicht mehr
verwirklicht wird, kénnen durch die vorgesehene Bebauung zusatzliche negative Auswir-
kungen nicht ausgeschlossen werden. Durch den Eingriff in das Uberschwemmungsge-
biet des Gaulnhofener Grabens geht Retentionsraum verloren.

Insgesamt ergeben sich (ohne konfliktmindernde MafRnahmen) erhebliche Auswirkungen
auf das Schutzgut Wasser. Durch die bereits vorgenommenen Planéanderungen, wie Ver-
zicht auf die Hauserzeile sidlich der neuen Verbindungsstral3e, 6kologische Umgestal-
tung des Gewassers mit Auflassung von Abflusshindernissen (z.B. Durchlasse) konnten
die Auwirkungen bereits erheblich minimiert werden. Bei Umsetzung der weiteren kon-
fliktmindernden Mafinahmen verbleiben nach derzeitigem Kenntnisstand keine erhebli-
chen Auswirkungen.

2.3 Pflanzen und Tiere

Bestand

Das B-Plangebiet besteht aus einem Mosaik von Ackern, Ackerbrachen, Griinland und
dem temporar wasserfuhrenden Grabensystem des Gaulnhofer Grabens und des Rote-
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grabens mit uferbegleitenden Sdumen, die abschnittsweise mit standorttypischen Gehdl-
zen bestanden sind. Im Norden und Nordwesten befindet sich Bebauung mit teils alteren,
landwirtschaftlich gepragten Anwesen und gréf3eren Garten.

Neben den bekannten Biotopbereichen entlang des Gaulnhofer- und Rétegrabens liegt
eine seggenreiche Nasswiese, die unter den Schutz nach Art. 13 d BayNatSchG fallt, im
Plangebiet.(s. beiliegenden Plan). Die Teilflachen entlang des Réte- und des Gaulnhofer
Grabens sowie die 13-d-Nasswiese haben eine sehr hohe Bedeutung, alle tbrigen Ge-
biete weisen eine geringe bis mittlere Bedeutung fur die Vegetation auf.

Die unterschiedliche Auspragung der Flachen des B-Plangebietes bietet Tieren entspre-
chend kleinrAumig unterschiedliche Nischen. In den Randbereichen des B- Plangebietes
sind Arten trockener nahrstoffarmer Lebensrdume anzutreffen, in der Mitte, im Umfeld der
Graben, Arten, die nahrstoffreiche, wechselfeuchte Lebensrdaume besiedeln.

Von den 73 im Plangebiet nachgewiesenen Tierarten befinden sich insgesamt 6 Arten
auf den Roten Listen und 8 Arten auf den Vorwarnlisten der Roten Listen, 1 Art ist in den
FFH- Anhangen aufgefiihrt und 43 Arten sind nach Bundesnaturschutzgesetz geschutzt,
2 Arten davon streng geschutzt.

Tiergruppe Artenzahl |Rote Liste| Rote Liste BNatSchG FFH
gesamt Bayern BRD
Sauger 3 - 1 1 -
Vogel 31 1 1 31 -
Amphibien 1 - - 1 1
Tagfalter 15 - - 3 -
Libellen 4 - - 4 -
Heuschrecken 11 2 2 - -
Hautflugler 3 1 1 1 -
Kéafer 3 1 1 2 -
Schnabelhafte 1 - - - -
Gesamt 73 5 6 43 1

Tabelle 1: Erfasste Tiergruppe im Plangebiet

RL = Rote Liste gefédhrdeter Tiere Bayerns (2004), Rote Liste geféhrdeter Tiere Deutsch-
lands 1 (vom Aussterben bedroht), 2 (stark geféhrdet), 3 (geféahrdet)

BNatSchG = besonders und streng geschitzte Arten

FFH = Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie , Anhange I,1I,IV und V

Unter den Saugetieren ist der Feldhase in der Roten Liste der BRD als ,geféahrdet” ein-
gestuft. Die unterschiedlichen Nutzungsformen der einzelnen Parzellen im Bereich des B-
Plangebietes bieten ihm derzeit den benétigten Lebensraum. Der Igel ist nach Bundesna-
turschutzgesetz besonders geschitzt.

Unter den 31 nachgewiesenen Vogelarten ist das Rebhuhn die einzige gefahrdete Art
der Roten Liste. Sowohl das Rebhuhn als auch Wachtel und Wiesenpieper bendtigen das
Mosaik aus Ackerbrachen, extensiv genutzten Wiesen und dem Grabensystem mit Ufer-
begleitstreifen als Lebensraum. Fir die Klappergrasmiicke und den Pirol sind die He-
cken und Gehdlze sowie die Gewasserrandstreifen entlang der Gréaben von Bedeutung.
Die beiden nach Bundesnaturschutzgesetz streng geschiitzten Greifvogelarten Mause-
bussard und Turmfalke sind im B- Plangebiet Nahrungsgéaste.

Als einzige Amphibienart konnte der Wasserfrosch an den sporadisch wasserfihrenden
Graben nachgewiesen werden. Er ist nach Bundesnaturschutzgesetz besonders ge-
schitzten und im Anhang V der FFH- Richtlinie aufgefihrt.

Fur Tagfalter sind die Hochstauden im Bereich der Graben, Wiesen und Ackerrénder als
Reproduktionsstandorte mit einer Vielzahl unterschiedlicher Futterpflanzen bedeutsam.
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Von den 15 nachgewiesenen Tagfalterarten, sind 3 Arten nach Bundesnaturschutzgesetz
besonders geschitzt.

Alle 4 nachgewiesenen Libellenarten sind nach Bundesnaturschutzgesetz besonders ge-
schitzt.

Von den 11 nachgewiesenen Heuschreckenarten befindet sich die Feldgrille und die
GroRRe Goldschrecke auf den Roten Listen. Die Feldgrille ist im Stadtgebiet sehr selten
geworden; ein Restbestand findet sich im Bereich des B-Plangebietes. Die sandigen Fla-
chen der Acker sind in Randbereichen bzw. in breiten, sandigen Ackerfurchen fur Haut-
fligler bedeutsam. Von den 3 nachgewiesenen Arten steht die Dreiphasen-Sandwespe
auf den Roten Listen, die Hornisse ist nach Bundesnaturschutzgesetz besonders ge-
schitzt. Die dort vorkommenden Wildbienen sind nach Bundesnaturschutzgesetz beson-
ders geschitzt. Von den 3 nachgewiesenen Kaferarten sind 2 Arten (Marmorierter Ro-
senkafer und kupferbrauner Sandlaufkéafer) nach Bundesnaturschutzgesetz besonders
geschutzt.

Aufgrund einiger sehr wertvoller Teilbereiche ist die Bedeutung der Gesamtflache des B-
Plangebietes fir die Tiere und Pflanzen als hoch einzustufen.

Auswirkungen / Prognose

Die geplante Bebauung fuhrt neben dem vollstandigen Verlust des seggenreiche 13d-
Bereiches zu einer Verkleinerung der Lebensraume fir die erfassten Tiergruppen.
Wenngleich durch den durchgangigen Grinzug im Siden des Plangebietes Wanderung
und Austausch von Teilpopulationen mdglich blieben, muss insgesamt sowohl fir die
Pflanzen- als auch fiir die Tierwelt mit erheblichen nachteiligen Auswirkungen gerechnet
werden.

2.4 Landschaft und Erholung

Bestand

Die Landschaft im Planungsgebiet kann als typisch fir den Naturraum Reichelsdorfer
Schotterterrasse angesehen werden und ist charakteristisch fir den Nirnberger Siden.
Der landliche Raum ist durch einen Wechsel aus Acker, Griinland, Waldparzellen sowie
Graben gepragt. Das Gelande ist nach Stidwesten geneigt. Um die dorflich entstandenen
Ortschaften ist inzwischen ein mehr oder weniger zusammenhangendes, stadtisches
Siedlungsband entstanden. Die vorhandene Bebauung an der Kubin- und Kemptener
StralR3e besteht aus Einfamilien-, Doppel- und Reihenhausern. Ein landwirtschaftlicher
Betrieb an der Kubinstrafl3e wird noch aktiv betrieben.

Die Flachen im Plangebiet wurden bis vor einigen Jahren vor allem im Auenbereich der
Graben als Grunland bewirtschaftet. Zwischenzeitlich wurde die landwirtschaftliche Nut-
zung im Untersuchungsgebiet in erheblichem Umfang (ca. 50%) aufgegeben. Im Bereich
einer ebenfalls brach gefallenen Wiese haben sich Feucht- und Nasswiesenbestande
eingestellt, die unter den Schutz des Art. 13d BayNatSchG fallen. Die Gewéassersysteme
stellen landschatftliche Leitlinien dar.

Eine Erholungsnutzung findet auf den Acker- und Griinlandflachen nicht statt, zumal eine
Erschlielung tber landwirtschaftliche Wege fehlt.

Die Bedeutung des Plangebietes fir die Landschaft ist hoch; fur die Erholungsnutzung
jedoch gering.

Auswirkungen / Prognose

Wenngleich sich durch die bereits stattgefundenen Baumalnahmen das Landschaftsbild
im Bereich Herpersdorf verandert hat, fuhrt die Realisierung der vorliegenden Planung
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durch die neuerliche Versiegelung im AufRenbereich zu erheblichen nachteiligen Auswir-
kungen auf die Landschaft.

Die Auswirkungen auf die Erholungnutzung hingegen kdnnen als nicht erheblich bewertet
werden.

2.5 Larm und Luft

Bestand

Das Plangebiet ist im Hinblick auf gewerbliche Luft- und LArmemissionen nicht relevant.In
der Umgebung befinden sich keine Anlagen, die erhebliche Auswirkungen auf das Plan-
gebiet haben kdnnten.

Zwischen dem nunmehr aul3erhalb des Plangebietes gelegenen, vorhandenen landswirt-
schaftlichen Betrieb und der nachsten Wohnbebauung liegt nur ein Abstand von ca. 50m.
Zur Zeit wird allerdings keine Tierhaltung, die zu (Geruchs-)Beeintrachtigungen fuhren
koénnte, mehr betrieben.

Das Plangebiet grenzt im Westen an die Kemptener Stral3e, die als Teil des Nurnberger
HauptverkehrstralRennetzes mit ca. 4.000 KfZ in 16 Stunden (6.00-22.00 Uhr) belastet ist.

Auswirkungen / Prognose

Die neu geplante Wohnbebauung riickt zwar nicht ndher an die landwirtschaftliche Be-
triebsflache als die bereits vorhandenen Wohngeb&ude; die Zahl potenteill Betroffener
erhoht sich allerdings. Eine ,Riickkehr* zu einer landwirschaftlichen Nutzung mit Tierhal-
tung durfte damit erheblich erschwert werden.

Im weiteren Verfahren sind die Larmauswirkungen der Kemptener Stral3e, der neuen Er-
schlieBungsstralRe und der KubinstralRe auf die geplanten Nutzungen zu prufen. Sollten
die Orientierungswerte der DIN 18005 Uberschritten werden, sind geeignete Larm-
schutzmafinahmen vorzusehen. Da Auswirkungen der neuen Erschliefungsstrafie auf
aufRerhalb des Plangebietes gelegene Wohngebaude (insb. Kemptener Str. 9 und 13)
nicht auszuschlieRen sind, sind diese Geb&dude in die LArmuntersuchung einzubeziehen.

2.6 Klima

Bestand

Der geringe Versiegelungsgrad im Plangebiet (ca. 15%) wirkt sich regulierend auf das
Stadtklima aus; entsprechend ist der Planungsbereich im ABSP als Gebiet mit guter Kalt-
luftproduktion und damit laufthygienischer und thermischer Entlastungsfunktion ausge-
wiesen. Aktuell verursacht das weitgehend unbebaute Planungsgebiet keine negativen
Klimaauswirkungen.

Auswirkungen / Prognose

Die geplante Errichtung von 115 Haus- bzw. Wohneinheiten, hat (je nach Energieversor-
gung) einen hohen Energiebedarf und fiihrt damit zu einer zuséatzlichen CO,-Belastung
der Atmosphéare. Um die CO,-Belastung so weit wie mdglich zu reduzieren, sollte auf ei-
ne energieeffiziente Gebaudeplanung besonderer Wert gelegt werden.

Das Baugebiet liegt im Aul3enbereich von Nirnberg, in einem eher landlich strukturierten
Bereich. Durch die Bebauung wird zusatzlicher Berufs- und wahrscheinlich auch Nahver-
sorgungsverkehr erzeugt werden.

Insgesamt werden die Auswirkungen der Planung, vor allem bei Beachtung der unter
Punkt 4 aufgefiihrten Malinahmen, als nicht erheblich eingestuft.
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2.7 Kultur- und Sachguter

Innerhalb des Plangebietes befinden sich einige Verdachtsflachen fir Bodendenkmaler.
Fur sie gelten die Bestimmungen des BayDSchG. Durch archdologische Grabungen
wurden Bodendenkmaler aus der Zeit zwischen ca. 950 v. Chr. und 800 v. Chr. nachge-
wiesen. Insbesondere sudlich des Gaulnhofner Grabens ist mit einer erheblichen Kon-
zentration vorgeschichtlicher Befunde und damit geschitzten Bodendenkmaélern zu rech-
nen. Die vorliegende Planung wurde unter weitgehender Berlcksichtigung der geschiitz-
ten Bodendenkmaler und in engster Abstimmung mit der Unteren Denkmalbehdrde er-
stellt, sodass keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen erwartet werden.

3. Prognose bei Nichtdurchfihrung der Planung / Nullvariante

Die Nullvariante beschreibt die voraussichtliche Entwicklung der Umweltbereiche im Pla-
nungsgebiet bei Nichtdurchfihrung der Planung. Im Gegensatz zur Beschreibung und
Bewertung der Ausgangssituation wird hier also eine zeitliche Komponente berticksichtigt
(z.B. Entwicklungspotential einer Biotopflache in den nachsten Jahren). Wenn vor Beginn
der Planung allerdings schon langere Zeit ein gleich bleibender Zustand bestanden hat,
wird die Nullvariante i.d.R. der Ausgangssituation entsprechen.

Im vorliegenden Fall entspricht die Nullvariante der Ausgangssituation.

4. Malnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum
Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen

Schutzgut/ Auswirkung mogliche Malnahme zur Vermeidung (Vm), Verringerung Artder | um-
Belang (Vr) und zum Ausgleich (A) negativer Auswirkungen i:ﬁgf' gesetzt
MaRnahme vm | Vr (A
Bo- Uberbauung wert- e 0Okologische Aufwertung von Béden im
voller Béden Bereich der Griinflache durch Schaffung Fest- v
den/Wasser naturnaher Bereiche X |set-
zung
Verlust natiirlicher ¢ Reduzierung der Versiegelung auf das v
Bodenfunktion notwendige MalR X
¢ Verwendung von wasserdurchlassigen Fest- v
Wegebefestigungen x set-
zung
Reduzierung der ¢ Festsetzung von versickerungsfahigen Fest-
Grundwasserneubil- Belagen fur private und 6ffentliche Wege X set- v
dung sowie KfZ-Stellplatze zung
¢ Einleitung von Niederschléagen direkt in Fest-
den Gaulnhofener Graben X set- v
Zung
e Versickerung von Niederschlagswéssern Fest-
direkt auf den Grundstiicken (soweit mog- X set- v
lich) zung
¢ Errichtung von Zisternen x
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Beeintrachtigung Vermeidung einer Riegelwirkung durch
der Grundwasser- Verzicht auf lange Hauserzeilen quer zur v
verhéltnisse Grundwasserflief3richtung
Uberbauung der Freihaltung der Flache von Bebauung
13d-Flache
Fest-
Ausgleichspotentiale in Gewassernahe X |set- v
zung
Eingriff in Natur und Fest-
Landschaft Erhalt der Ufergehdlzsaume set- v
zung
Fest-
naturnahe Gewassergestaltung X |set- v
; zung
Tleret,)_Prlar)- Umwandlung von Ackerflachen in Feucht- < :zf_t' v
el Lo o] und Nasswiesen
sche Vielfalt zung
Bereitstellung planexterner Ausgleichsfla- < :zit' v
chen aus den Okokonto zun-g
Baufeldraumung auRerhalb der Vegetati- Be- v
. grin-
ons-/ Brutzeit d
ung
Neuanlage von Lesesteinhaufen und Fest-
stidexponierten Rohbodenstandorten set- v
sudl. der neuen StralRe zung
Geschwindigkeitsbeschréankung auf Tem- Be- v
. . grin-
po 30 im Baugebiet dung
Durchgriinung des Baugebietes mit Feit' v
Beeintrachtigung Baumreihen X |set-
Landschaft | des Landschaftsbil- —— Zung
des Ortsrandeingriinung Fest- y
Erhalt der Ufergehdlze iitn-g
Mensch intrachti . . -
E r?] oslﬁ n/ geere;\?;rﬁgmgﬂ:gs_ Rad-/FuRwegeverbindung/Feldweg in % ::it v
9 9 Verlangerung der Rothestralle
nutzung zung
Mensch/ verkehrsbedigte Larmmessungen und ggfs. Durchfiihrung
Larm Larmimmissionen von LarmschutzmaRnahmen
zusatzliche Belas- Nutzung erneuerbarer Energien als
tung der Atmospha- Hauptenergietréager
re durch CO, Begrenzung des Priméarenergiebedarfs
i auf Passivhausstandard
solaroptimierte Gebaudeplanung durch
Sidorientierung der Gebaude und Fest-
setzung von Pultdachern (anstelle von
Satteldachern)

4.1 Ausgleich (Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung)

Ein Teil des Planungsgebietes liegt innerhalb des Landschaftsschutzgebietes Nr.12
Kornburg. Durch die Verschiebung der urspriinglich in das Landschaftschutzgebiet rei-
chende Baugrenze nach Norden wird eine Beeintrachtigung vermieden. Eine nach Art.

13d BayNatSchG geschitzte Flache wird durch die geplante Bebauung zerstort.
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Durch die Realisierung der Planung ist mit nachhaltigen Beeintrachtigungen des Natur-
haushaltes zu rechnen. Somit ist Gber Beeintrdchtigungen von Naturhaushalt und Land-
schaftsbild, die Vermeidung und den erforderlichen Ausgleich nach den Vorschriften des
Baugesetzbuches (81a BauGB) zu entscheiden.

Hierbei sind besonders die unter Punkt 4 genannten Malinahmen zur Vermeidung und
zum Ausgleich fir die zu erwartenden Eingriffe zu priifen und durch entsprechende Fest-
setzungen zu sichern. Es sind geeignete Mal3nahmen zum Vermeidung bzw. zum Aus-
gleich fur die zu erwartenden Beeintrachtigungen beziglich der durch die Planung betrof-
fenen Rote Liste Arten bzw. der besonders und streng geschiitzten Arten vorzusehen.

Zur Ermittlung des Eingriffs und des quantitativen Ausgleichsbedarfs wird ein Punktwert-
verfahren benutzt. Grundlage dazu ist die Anlage 2 zur Satzung der Stadt Nirnberg zur
Erhebung von Kostenerstattungsbetragen vom 07. Juli 1998.

Ausgleichserfordernis besteht fiir die geplanten Bauflachen sowie StralRenverkehrsfla-
chen. Im Ergebnis ergibt sich ein Bestandswert von 25687 Wertpunkten fir eine Ein-
griffsflache von ca. 3,4 ha. Fir einen ca. 2800 m? groRen Bereich im norddstlichen Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes besteht bereits Baurecht; ein Eingriff nach § la
BauGB liegt somit nicht vor.

Der Ermittlung des Ausgleichsumfangs wurden folgende AusgleichsmalRnahmen zugrun-
de gelegt:

- Offentliche Grunflache/ ,Naturbelassener Bereich*
- Zu pflanzende Einzelbdume (62 )
- Flachen und Mallinahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und
Landschatft
- Naturnaher Gewéasserausbau/Erhalt und Entwicklung von Ufergehdlzen
- Feucht- und Nasswiesen/Ausgleichsflache fur gesetzlich geschitzte
Biotope nach Art. 13d BayNatSchG

Der Planungswert wurde dem Ausgleichswert gegenubergestellt. Einschlie3lich der zu
erwartenden, 6kologischen Wertanteile im Bereich von Hausgarten ergibt sich ein Aus-
gleichswert von 21560 Wertpunkten. Dies entspricht einer Unterkompensation von rd. 16
%.

Der Eingriff ist im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 4537 nicht vollstandig kompen-
sierbar. Daher werden zuséatzliche, externe AugleichsmalRnahmen erforderlich, die aus
dem Okokonto (FI. Nr. 425, Gem. Worzeldorf und FI.Nr. 217/2, Gem. Kornburg) herange-
zogen werden kénnen. Mit diesen MalRnahmen kann der Eingriff quantitativ zu 98% aus-
geglichen werden.

Die exakte quantitative Ermittlung des Eingriffs und die sich daraus ergebenden Aus-
gleichserfordernis ist den im Anhang beigefligten Karten (Bestand/Planungsrechtliche
Situation sowie Ausgleichsmal3inahmen) und Tabellen zu entnehmen.

4.2 Artenschutz

Aufgrund der Biotopausstattung und des bisher nachgewiesenen Tierartenspektrums
wurde eine spezielle artenschutzrechtliche Prifung erforderlich. Die vorliegende saP
(Stand: Juni 2008) kommt zu dem Ergebnis, dass die Verbotstatbestdnde des § 42 Abs.
1i.V. mit Abs. 5 BNatSchG weder fir Arten des Anhang IV der FFH Richtlinie noch fr
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Vogelarten gem Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie erfillt sind. Die ausnahmsweise Zulas-
sung des Vorhabens nach § 43 Abs. 8 BNatschG ist nicht erforderlich.

Aus Sicht des Artenschutzes sind folgende konfliktvermeidende Maflinahmen erforderlich
und umzusetzen (s. auch Punkt 4):
o Baufeldfreimachung aufRerhalb der Vegetationsperiode bzw. der Brutzeit der Avi-
fauna (Oktober-Mérz)
o Neuanlage von Lesesteinhaufen und sidexponierten Rohbodenstandorten mit
grabfahigem Boden sudlich der neuen StralRe (fur die Zauneidechse)
e Pflanzung von heimischen Laubbaumen, Obstb&dumen und Geblischen.

5. Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (Flora-Fauna-Habitat) und
europaische Vogelschutzgebiet im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes

Erhaltungsziele und Schutzzwecke der 0.g. Gebiete sind von der Planung nicht betroffen.

6. Gepriufte Alternativen

Im Verlauf der Planung wurden verschiedene Alternativen — sowohl in Bezug auf den
Planumgriff als auch die Art der Bebauung - erarbeitet und untersucht. Um eine weitere
zugige Vermarktung der Flachen im Geltungsbereich der stadtebaulichen Entwicklungs-
malinahme zu gewahrleisten, soll die nunmehr vorliegende Planung umgesetzt werden.

7. Methodik / Hinweise auf Schwierigkeiten und Kenntnislicken

Der Umweltbericht nach BauGB soll den aktuellen Zustand des Planungsgebietes und
die Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf die Umweltbelange nach § 1 BauGB
beschreiben. Auch die Entwicklung der einzelnen Umweltbereiche bei Nichtdurchfiihrung
der Planung (Nullvariante, Punkt 3) soll ermittelt und bewertet werden. Bis zur Offentli-
chen Auslegung ist ein Uberwachungskonzept fur die erheblichen Umweltauswirkungen
zu entwickeln (Monitoring, Punkt 8) und im Umweltbericht darzustellen. Der Umweltbe-
richt wird im weiteren Verfahren erganzt und fortgeschrieben.

Der erste Entwurfes des Umweltberichtes wurde auf der Grundlage vorhandener Daten
durch das Umweltamt erstellt. Es werden Angaben zu Umfang und Detaillierungsgrad der
Umweltprifung gemacht (Punkt 2) und MalRnahmen zur umweltfachlichen Optimierung
der Planung bzw. zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich negativer Auswir-
kungen empfohlen (Punkt 4).

Folgende Informationsquellen wurden fir die Erarbeitung herangezogen (die genannten
Datengrundlagen liegen beim Umweltamt vor):

wirksamer Flachennutzungsplan der Stadt Nirnberg mit integriertem Landschaftsplan
Arten- und Biotopschutzprogramm der Stadt Nurnberg (ABSP)

Stadtbiotopkartierung Nurnberg

Artenschutzkartierung

Luftbilder 2005, Geodatenservice
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o Gewasserpflegeplan Gaulnhofener Graben

« 2D-Berechnungen und Ermittlung der Uberschwemmungsgrenzen des Gaulnhofener
Grabens

« verschiedene Ortseinsichten

« Antragsunterlagen zum Ausbau des Gaulnhofener Grabens (Stand: 03.08.2007)

. spezielle artenschutzrechtliche Priiffung (saP) der Okologisch-Faunistischen-
Arbeitsgemeinschaft (OFA), Juni 2008

« Lageplan zum Ausbau des Gaulnhofener Grabens im Bereich der Kemptener Stral3e
des Ing. Biros Christofori und Partner vom 01.08.2008

8. MaRBnahmen zur Uberwachung (Monitoring)

Nach dem Baugesetzbuch sind die erheblichen Umweltauswirkungen, die auf Grund der
Durchfiihrung des Bebauungsplanes eintreten, zu tiberwachen. Ziel dieser Uberwachung
ist die friihzeitige Ermittlung insbesonderer unvorhergesehener Auswirkungen und ggf.
das Ergreifen von AbhilfemaRnahmen. Die geplanten UberwachungsmaRnahmen sind im
Umweltbericht darzustellen. Die gemeindliche Uberwachung ist jedoch nicht auf die Um-
weltbericht dargestellten Mal3nahmen beschranki.

Fur zahlreiche Umweltauswirkungen bestehen in Deutschland bereits engmaschig fach-
gesetzliche Uberwachungs- und Kontrollverfahren. Diese kénnen im Rahmen des Moni-
toring von der Gemeinde fiir die Uberwachung genutzt werden. Die Fachbehorden sind
dabei nach § 4 (3) verpflichtet, die Gemeinde tber ihnen vorliegende Informationen tber
erhebliche Umweltauswirkungen eines B-Planes zu unterrichten.

Im Rahmen der allgemeinen Bauaufsicht wird ist auf die Einhaltung der textlichen und
zeichnerischen Festsetzungen des Bebauungsplans zu achten. Dies betrifft auch die
Festsetzungen zu Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich von nachteiligen Aus-
wirkungen.

Nachteilige Umweltauswirkungen, die unvorhergesehen erst nach Inkrafttreten des Be-
bauungsplanes bekannt werden und die deshalb nicht Gegenstand der Umweltprifung
und der Abwégung sein konnten, kénnen nicht systematisch und flachendeckend perma-
nent Uberwacht und erfasst werden. Die Stadt Nurnberg ist in diesem Zusammenhang
auf Informationen der Fachbehérden bzw. der Birger tiber unvorhergesehene nachteilige
Umweltauswirkungen angewiesen.

Monitoringkonzept fiir die erheblichen Auswirkungen des B-Planes 4537:

e Fir den Verlust der nach Art. 13d BayNatSchG geschitzten Nasswiese soll ein
Ausgleich durch die Neuanlage von 13d-Flachen entlang des Gaulnhofener Gra-
bens erfolgen. Der Erfolg der Malinahme ist 2 Jahre nach Beginn erstmalig, in
den beiden darauffolgenden Jahren jahrlich und danach im Zwei-Jahresrhythmus
zu uberprufen. Die Uberpriifung sollte durch eine Fachkraft erfolgen und sich an
den Bewertungskritierien des aktuell gultigen 13d-Schlissels des Bayerischen
Landesamtes fur Umwelt orientieren.

e Die Umsetzung der artenschutzrechtlich relevanten AusgleichsmafRnahmen (s.
Punkt 4 bzw. Punkt 4.2) ist 2 Jahre nach Beginn der jeweiligen MalRnahme erst-
malig mit 2 Begehungen zu tberpriifen. Die Begehungen sollten in den Monaten
Juni/Juli und Ende August/Anfang September erfolgen, um den Fortpflanzungser-
folg von Rebhuhn und Zauneidechse zu tberprifen. Das Monitoring wird im zwei-
jahrigen Rhythmus wiederholt.
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e Nach Fertigstellungs- und Entwicklungspflege ist in einer einmaligen Begehung
durch eine Fachkraft zu tUberprifen, ob die Bdume sowohl innerhalb des Bauge-
bietes als auch im Bereich der Ausgleichsflachen gepflanzt wurden und dauerhaft
lebensfahig sind. Zudem ist zu prifen, ob die Ufergehdlze erhalten wurden.

e Nach 6 Jahren sollte eine abschlie3ende Erfolgskontrolle fur alle Ma3nahmen im
gesamten Plangebiet durchgefiihrt werden.

Die Ubernahme der Kosten fiir das Monitoring ist noch zu klaren.

9. Zusammenfassung

Fir den am 12.10.2006 eingeleiteten Bebauungsplan Nr. 4537 wurde eine Umweltpri-
fung durchgefiihrt und der Umweltbericht fortgeschrieben. Die vorliegende Fortschrei-
bung (Stand 12.9.2008) wurde auf der Grundlage der von Stpl Uberarbeiteten Planung
(Stand: 01.08.2008) durch das Umweltamt erarbeitet und gibt einen Uberblick tiber die
Ausgangssituation im Plangebiet und die Auswirkungen der geplanten Bebauung.

Das Plangebiet ist aktuell unbebaut und wird Gberwiegend landwirtschaftlich genutzt. Es
ist Teil der Stadtebaulichen Entwicklungsmalnahme ,Nirnberg-Herpersdorf*. Teilflachen
des Plangebietes liegen im Landschaftschutzgebiet Nr. 12. Teilbereiche des Rétegrabens
sind als Landschaftsbestandteil (LB Nr. 3:30) gesichert. Die Gewdasservegetation und die
Feuchtgebiete im Bereich des Gaulnhofer Grabens und des Rdétegraben sind sowohl in
der Stadtbiotopkartierung (Nr. 392) als auch im Arten- und Biotopschutzprogramm der
Stadt Nurnberg (ABSP) als lokal bedeutsamer Lebensraum (Nr. 934) erfasst worden.

Im Laufe des Planungsprozesses wurden verschiedene Plan&dnderungen vorgenommen,
die zu einer Minimierung der negativen Auswirkungen auf einzelne Umweltbelange fuhr-
ten. Insbesondere durch die Verschiebung der Baugrenze nach Norden; d.h. Verzicht auf
die Hauserzeile sidlich der neuen Verbindungsstral3e konnte
e der Eingriff in besonders schitzenswerte Boden mit vorrangiger Arten- und Bio-
topschutzfunktion reduziert werden
e ein baulicher Eingriff in das Landschaftsschutzgebiet Nr. 12 vermieden und
o der Eingriff fir das Schutzgut Wasser durch Riicknahme der Bebauung aus dem
ermittelten Uberschwemmungsbereich des Gaulnhofener Grabens, den vollstan-
digen Volumenausgleich fiir den verlustigen Retentionsraum und die Minimierung
der Riegelwirkung fiir den Grundwasserabflu? minimiert werden.

Bei Realisierung der nun vorliegenden Planung sind die Auswirkungen daher wie folgt zu
bewerten:

Fir die Schutzguter Tiere, Pflanzen und Landschaft muss mit erheblichen nachteiligen
Auswirkungen gerechnet werden. Die geplante Bebauung fihrt neben dem vollstandigen
Verlust der 13d-Flache zu einer Verkleinerung der Lebensrdume der erfassten Tierarten.
Wenngleich durch den durchgangigen Griinzug im sudlichen Plangebiet Wanderung und
Austausch von Teilpopulationen méglich sind, verbleiben negative Auswirkungen.

Fir die Belange Boden und Wasser konnen die Auswirkungen der geplanten Bebauung

bei Umsetzung der formulierten konfliktmindernden MafRnahmen als nicht erheblich ein-
gestuft werden.
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Auch fur die Belange Mensch/Erholung, Luft und Klima werden nach derzeitigem
Kenntnisstand keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen erwartet. Gleichwohl beste-
hen auch fur dieses Aspekte Moglichkeiten der Konfliktminimierung bzw. Planoptimie-
rung, die zu bertcksichtigen sind. Dies gilt insbesondere fir den Aspekt Klima/Energie.
Zur weitergehenden energetischen Optimierung der Planung wurde die Durchfiihrung
einer Verschattungsanalyse, einschlieRlich Uberpriifung der Geb&audeorientierung emp-
fohlen. Die Vergabe eines entsprechenden Gutachtens ist bis zum heutigen Zeitpunkt
jedoch noch nicht erfolgt.

Zur abschlielenden Bewertung mdglicher Larmbeeintrachtigungen fir die neue Wohn-
bebauung ist ein Larmgutachten zu erstellen. Bei Uberschreitung der Orientierungswerte
der DIN 18005 sind LarmschutzmalRnahmen vorzusehen.

Im Plangebiet wurden Kultur- und Sachguter nachgewiesen. Im Plangebiet befindet
sich ein ausgedehntes Bodendenkmal. Es handelt sich um die Reste einer mittel- bis
spaturnenfelderzeitlichen Siedlung, die zwischen ca. 950 v. Ch. und 800 v. Chr. das Areal
nutzte. Die vorliegende Planung wurde unter weitgehender Beriicksichtigung der ge-
schitzten Bodendenkmaler und in enger Abstimmung mit der Unteren Denkmalbehorde
erstellt, sodass keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen erwartet werden.

Nach dem derzeitigen Ausgleichskonzept ergibt sich bei der Gegenuberstellung von
Bestand und Planung eine rechnerische Unterkompensation von ca. 16%, d.h. der Ein-
griff kann innerhalb des Plangebietes nicht vollstindig kompensiert werden. Fir den not-
wendig werdenden externen Ausgleich stehen Flachen aus dem Okokonto (FI.Nr. 425,
Gem. Worzeldorf und FI.Nr. 217/2, Gem Kornburg) zur Verfiigung. Mit diesen Mal3nah-
men kann der Eingriff quantitativ zu Uber 98% ausgeglichen werden.

Aufgrund des nachgewiesenen Tierartenspektrums wurde eine spezielle artenschutz-
rechtliche Prifung (saP) durchgefiihrt. Die Verbotstatbestande des § 42 BNatSchG wa-
ren weder fur Arten des Anhang IV der FFH Richtlinie noch fiir Vogelarten gem. Art. 1 der
Vogelschutzrichtlinie erflllt. Eine Zulassung des Vorhabens nach § 43 BNatschG ist nicht
erforderlich.

Der Umweltbericht wird im weiteren Verfahren fortgeschrieben.
Am 12.09.2008

Umweltamt/Bereich Umweltplanung

gez. Wellmann 1668
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10. Anhang

Biotop- und Nutzungstypen / Bestand

Nr. |Bezeichnung Biotop- und Nutzungstypen Faktor | Flache |Bestandswert
m2

2.1 | Heimische, standortgerechte Ufergeholze 0,8 1745 1396
2.4 | Heimische, standortgerechte Gebiische, Hecken 0,6 144 86
5.7 |Intensiv gepflegte StralRenr&nder 0,2 437 87
6.5 |Begradigte Flusslaufe 0,3 554 166
7.5 |Durchldssige Belage 0,1 1497 150
9.1 |13 d Feuchtwiesen 0,9 1518 1366
9.11 | Ackerbrache, mehrjéhrig 0,4 19066 7625
9.13 | Intensive Acker 0,3 26084 7827
9.18 | Bewachsender Feldweg 0,3 962 289
9.5 |Wiesenbrache 0,8 6614 5291
9.8 |Intensive Wiese 0,4 2334 934
10.2 | Ausdauernde Ruderalflur 0,5 937 468

Bestandswert 25687

Planungswert im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Nr. Bezeichnung Biotop- und Nutzungstypen |Faktor |Flache |Planungswert
m2

1.1 Heimische, standortgerechte Einzelb&dume 0,8 1240 992
(624 20 m? = 1240m?)

53 strukturarme Grunflache| 0,3 5199.4 1560
(5239.4m2 minus 2Einzelbdume & 20 m? = 40m? =
5199.4

5.3 Hausgérten 0,3 |16384.4 4915
(27307.3 m?x 0,6 = 16384.4)

5.3 Stral3enbegleitgrin 0,3 1150.6 345

(1470.6 m2 minus 16 Einzelbdume a 20 m2 =
320m?2 = 1150.6m?

6.1/2.1 | Naturnahe Flie3gewasser/Ufergehdlze 0,8 3377.9 2702

6.3/9.1 | Rdhrichte, Riede, Hochstaudenfluren/ 13 d 0,7 6196.5 4338
Feuchtwiese (9.1)

6456.5m2 minus 13 Einzelbdume a 20 m2 = 260 m?
6196.5 m?)

9.6 Extensive Wiese ohne Dingung 0,6 11984 7190
(12424 m2 minus 22 Einzelbaume a 20 m?
440 m2 = 11984 m?

7.5. Bewachsener Schotterweg 0,1 596.9 60
7.6 Strale, Trafo, Briicke 0,0 8656.9 0
22102
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Biotop- und Nutzungstypen Planungswert Ausgleich - bestehendes Baurecht

Nr. |Bezeichnung Biotop- und Nutzungstypen Faktor |Flache |Planungswert
m2

1.1 |Heimische, standortgerechte Einzelbaume 0,8 40 32
2420 m?

5.3 | Grinanlage 0,3 151 45
191 m?2-2x20

5.3 | Hausgarten 0,3 1549 465
2582 m?x 0,6

542

Gesamtbilanz fiir den B-Plan 4537 innerhalb des Geltungsbereiches:

Bestandswert: 25687 Wertpunkte

Planungswert AusgleichsmalRnahmen im gesamten

Geltungsbereich: 22102 Wertpunkte

bestehendes Baurecht:
Planungswert AusgleichsmalRnahmen im
Geltungsbereich:

542 Wertpunkte

21560 Wertpunkte

Differenz:

rechnerische Unterkompensation: ca. 16%

4127 Wertpunkte

Gesamtbilanz fiir den B-Plan 4537 mit MaBnahmen aus dem Okokonto:

Planungswert AusgleichsmafRnahmen im
Geltungsbereich:

Planungswert externe Ausgleichs-
mafnahmen:

Gesamtwert AusgleichsmalRnahmen:

21560 Wertpunkte

3790 Wertpunkte
25350 Wertpunkte

Differenz:

Verbleibende rechnerische Unterkompensation: ca.1,3%

16

337 Wertpunkte



	Kopie von 4537_entw_begruendung_20080930_sc_mb.pdf
	Kopie von 4537_Herpersdorf_Suedwest_entw_UB_20080912.pdf
	1. Einleitung 
	1.1 Ziele des Bebauungsplanes / Festsetzungen  
	1.2 Plangrundlagen 
	1.3 Umweltrelevante Ziele aus Fachgesetzen und Fachplänen 
	2. Bestandsanalyse und Bewertung der Umwelt-auswirkungen / Prognose bei Durchführung der Planung 
	2.1 Boden  
	Bestand 
	 
	Auswirkungen / Prognose 

	2.2 Wasser 
	Bestand 
	Auswirkungen / Prognose 

	2.3 Pflanzen und Tiere 
	Bestand 
	Auswirkungen / Prognose 

	2.4 Landschaft und Erholung 
	Bestand 
	Auswirkungen / Prognose 

	2.5 Lärm und Luft 
	Bestand 
	Auswirkungen / Prognose 

	2.6 Klima 
	Bestand 
	 
	Auswirkungen / Prognose 

	2.7 Kultur- und Sachgüter 

	3. Prognose bei Nichtdurchführung der Planung / Nullvariante  
	4. Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen  
	Mensch/ 
	 
	4.1 Ausgleich (Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung) 
	4.2 Artenschutz 
	5. Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (Flora-Fauna-Habitat) und europäische Vogelschutzgebiet im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes  

	6. Geprüfte Alternativen  
	7. Methodik / Hinweise auf Schwierigkeiten und Kenntnislücken 
	8.  Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring) 
	9. Zusammenfassung  
	10. Anhang  




